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Gesetzgebung

Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

03/185 Bundeskanzleramt
GZ 600.153/006-V/2/2002
Verordnung der BReg, mit der die Verwaltungsformular-
verordnung geändert wird
Referent: Dr. Kurt Dellisch, RAK Kärnten
Stellungnahme abgegeben am: 15. 10. 2003

03/187 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
GZ 170150/1-II/ST4/03
Entwurf einer 2. Novelle zur Prüf- und Begutachtungsstel-
lenverordnung; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

03/192 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 54.120/53-VII/13/2003
Verordnung der Bundesministerin für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur über den elektronischen Antrag in Ver-
fahren vor der Studienbeihilfenbehörde; vereinfachtes
Begutachtungsverfahren

03/194 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
GZ 58555/3-II/L1/03
Novelle zur Austro Control-Gebührenverordnung
(ACGV); vereinfachtes Begutachtungsverfahren

03/195 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 40.101/17-1/03
Entwurf einer Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG
zwischen dem Bund und den Ländern über Sozialbetreu-
ungsberufe; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

03/199 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
GZ 33.200/27-I/7/03
Entwurf einer Verordnung, mit der die Reisebürosiche-
rungsverordnung – RSV geändert wird; vereinfachtes Be-
gutachtungsverfahren

03/200 Bundesministerium für Finanzen
GZ 140101/38-IV/14/03
Abgabenänderungsgesetz 2003
Referent: Dr. Peter Csoklich, RA in Wien
Stellungnahme abgegeben am: 14. 10. 2003

Alle vom Österreichischen Rechtsanwaltskammertag abgegebenen
Stellungnahmen finden Sie auf www.rechtsanwaelte.at (unter
Stellungnahmen/Rechtspolitik). Diese Rubrik des Anwaltsblattes
wird ab 2004 nicht mehr erscheinen, alle ÖRAK-Stellungnahmen
stehen zeitgleich mit der Versendung an den Nationalrat und
das jeweilige Bundesministerium auf www.rechtsanwaelte.at zum
Download zur Verfügung.

DIE SOFTWARE FÜR
ANWÄLTE UND JURISTEN

Alle Module auch als
Useware-Lizenz

Sie bestimmen
was Sie brauchen

www.r win .at

STAMPFL & Co. KEG
2353 Guntramsdorf, Veltlinerstraße 4
Tel.: 02236/50 62 40 
Fax: 02236/50 62 40 11
e-mail: office@rwin.at

A k t e n v e r w a l t u n g

H o n o r a r w e s e n

F o r m u l a r w e s e n

F o r d e r u n g s w e s e n

I n s o l v e n z v e r f a h r e n

E RV ( E lekt ron ischer  Rechtsverkehr )

A k t e n  I m p o r t / E x p o r t

A u s w e r t u n g e n

O u t l o o k - S y n c h r o n i s a t i o n

L i t e r a t u r v e r w a l t u n g



716 AnwBl 2003/12

Berichte

Steiermark
Ordentliche Plenarversammlung der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
vom 12. 11. 2003
Vor der Plenarversammlung wurden Frau Vizepräsidentin Dr. Elisa-
beth Simma und die Herren Vizepräsidenten Dr. Hans Radl und
Dr. Michael Zsizsik für ihre jahrzehntelange verdienstvolle Tätig-
keit für die Belange der steirischen Rechtsanwaltschaft und die
Rechtspflege sowie das außergewöhnliche Engagement für die
rechtsuchende Bevölkerung von Frau Landeshauptmann Waltraud
Klasnic mit dem Großen Ehrenzeichen des Landes Steiermark aus-
gezeichnet.
Die Tätigkeitsberichte des Herrn Präsidenten Dr. Guido Held, des
Herrn Präsidenten des Disziplinarrates Dr. Peter Primus, des Herrn
Kammeranwaltes Dr. Guido Lindner, des Herrn Dr. Heimo Jilek über
die Verfahrenshilfe, des Herrn Dr. Axel Reckenzaun über die Fremd-
geldrevision und das Treuhandstatut der Steiermärkischen Rechts-
anwaltskammer sowie der Geschäftsbericht des Herrn Präsidenten
Dr. Guido Held wurden zustimmend zur Kenntnis genommen.
Nach den Ausführungen des Herrn Kammerkassiers Mag. Helmut
Schmid und den Prüfern für den Kammervoranschlag wurde der
Kammervoranschlag für das Geschäftsjahr 2004 genehmigt.
Die Geschäftsordnung, die Satzung der Versorgungseinrichtung
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer Teil A und Teil B, die
Beitragsordnung zur Versorgungseinrichtung Teil A und Teil B, die
Leistungsordnung und die Beitragsordnung für den Kammerbeitrag
und Notfallsfonds wurden neu beschlossen.

Wahlen
Entsprechend dem Wahlvorschlag wurden folgende Kollegen in-
folge Ablaufs der Funktionsperiode bzw Rücklegung der Funktion
neu- bzw wiedergewählt.

Von links: Präsident der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer Dr. Guido
Held, die Vizepräsidenten Dr. Hans Radl, Dr. Elisabeth Simma, Dr. Michael
Zsizsik und Frau Landeshauptmann Waltraud Klasnic

Anwaltsrichter: Dr. Peter Bartl (Neuwahl), Dr. Richard Benda
(Wiederwahl), Dr. Heimo Hofstätter (Wiederwahl), Dr. Sonja Jutta
Sturm-Wedenig (Neuwahl),

Kammeranwalt: Dr. Guido Lindner (Wiederwahl)

Mitglied des Disziplinarrates: Dr. Heimo Jilek (Neuwahl)

Mitglied des Ausschusses: Dr. Walter Kreissl (Neuwahl)

Rechnungsprüfer gem § 27 Abs 1 lit b RAO für den über das Ge-
schäftsjahr 2003 zu erstellenden Jahresabschluss: Mag. Vinzenz
Fröhlich (Wiederwahl), Dr. Robert Schaar (Wiederwahl)

Rechnungsprüfer des Kammervoranschlages für das Jahr 2005:
Dr. Helga Gaster (Wiederwahl), Dr. Arno Lerchbaumer (Wieder-
wahl)

Dr. Guido Held
Präsident der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

Der Rechtschutzbeauftragte
Der Bundesminister für Inneres, Dr. Ernst Strasser, lud am Mitt-
woch, dem 15. 10. 2003, zu der Enquete „Der Rechtschutzbeauf-
tragte im Österreichischen Recht – Standort – Perspektiven, Grund-
satzfragen der Sicherheit“, ein.

Der Rechtschutzbeauftragte des BMJ, der emeritierte Rechtsanwalt,
Hon.-Prof. Dr. Rudolf Machacek, langjähriges ehemaliges Mitglied
des Verfassungsgerichtshofes hielt im voll besetzten Großen Sit-
zungssaal des Bundesministeriums für Inneres einen viel beachte-
ten Vortrag.

Er führte ua aus, dass das Institut des Rechtschutzbeauftragten mit
dem Gesetz für besondere Ermittlungsmaßnahmen mit 1. 10.
1997 eingeführt wurde. Dieses Gesetz war ein Gesetz auf Bewäh-
rung. Die neuen Ermittlungsmaßnahmen erhielten nur deshalb die
parlamentarische Zustimmung, weil gleichzeitig als Kontrolleinrich-
tung das Institut des Rechtschutzbeauftragten eingeführt wurde.

Das Misstrauen von Politikern und Medien bestand dennoch wei-
ter.

Auf konkrete Erfahrungen pro oder contra konnte auch mit Blick
auf das übrige Europa und die USA nicht verwiesen werden, da es
das Institut eines Rechtschutzbeauftragten bis dato noch nirgends
gab.

Vielen schwebte aber das Bild „Der große Bruder sieht zu“ aus
dem utopischen Roman „1984“ von Georg Orwell und der be-
rüchtigte „Gläserne Mensch“ des totalitären Staates vor.

Die vorbereitete Rasterfahndung zur Ausforschung des so genann-
ten Briefbombers fand nicht statt, weil sich dieser bekanntlich am
2. 10. 1997 selbst entlarvte.

Der Einsatz des Lausch- und Spähangriffes war erst ab 1. 7. 1998
gesetzlich zulässig.

Dr. Machacek nahm seine Kontrolltätigkeit durch fast tägliche
Kontrollbesuche in den Sondereinheiten für Observation (SEO),
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dies auch an Wochenenden, konsequent, nämlich ca 130-mal,
wahr. Gegenstand der Observationen der SEO waren der organi-
sierte Drogenhandel, NS-Wiederbetätigung, Terrorismus und
Hochkriminalität.

Er musste sich zu Fragen und Problemen spontan äußern, die auch
mit dem zuständigen Richter und Staatsanwalt Abstimmungen er-
forderten. Die Behörden erwarteten dabei, dass der RSB sich auch
zu kritischen Grenzfragen ohne Verzug äußerte.

Ende 1999 wurde Dr. Machacek auch durch eine Meinungs-
umfrage bestätigt, wonach das Institut des RSB als neuer Recht-
schutzweg anerkannt wurde.

Dr. Machacek konnte zu den Angehörigen der SEO, zum General-
direktor für die öffentliche Sicherheit und zum Direktor des Bundes-
kriminalamtes ein positives Dialogklima sukzessive aufbauen.

Er initiierte auch Ausspracheseminare zwischen der Staatsanwalt-
schaft und den Angehörigen der Sicherheitsbehörden.

Mit dieser kooperativen Methode, die die neuen Ermittlungsmetho-
den erzwangen, wurde ein Vorgriff auf das Modell, das dem Ent-
wurf des Justizressorts für die Neuregelung des strafprozessualen
Vorverfahrens zugrunde liegt, geschaffen.

Zu seinen Kompetenzen als RSB gehört auch die Kontrolle der
gerichtlichen Beschlüsse, mit denen die Lausch- und Spähangriffe
bewilligt werden.

Dr. Machacek gewann den Eindruck, dass er als RSB von den
Richtern und Staatsanwälten eine sui generis-Bewertung erfuhr,
seine Aufgabe in der Wahrung objektiver Rechtmäßigkeit erblickt
wurde, und er nicht als Parteienvertreter oder ex-offo Verteidiger
angesehen wurde.

Kritischer äußerte sich Dr. Machacek zu der von der zweiten
Instanz (OLG) vertretenen Rechtsansicht, insbesondere auf dem
Gebiet des Datenschutzes.

Die Rasterfahndung kam selten zum Einsatz, es handelt sich hiebei
um eine Ultima Ratio, auf die aber nicht verzichtet werden sollte.

Dr. Machacek hat die dem RSB auferlegte jährliche Berichtspflicht
dahingehend verstanden, dass er auch Anregungen und Vor-
schläge erstattet hat.

Er sprach sich auch dafür aus, dass eine Verlängerung der befris-
teten Gesetze für besondere Ermittlungsmaßnahmen auf unbe-
stimmte Zeit erfolgen möge.

Sein diesbezüglicher Bericht wurde von allen im Justizausschuss
des Nationalrates vertretenen Parteien akklamiert und wurde nicht
zuletzt dadurch ein am Anfang allenfalls vorhandenes Misstrauen
gegenüber dem RSB beseitigt.

Seine Verbesserungsvorschläge, wonach die Bewilligung von
Telefonüberwachungen und von verdeckten (kleinen) Lausch- und
Spähangriffen bei so genannten Geheimnisträgern, also Anwäl-
ten, Journalisten und Psychiatern, von der Zustimmung des RSB
abhängig sei, wurden legistisch realisiert.

Da es im Ausland nur in Großbritannien Kontrollmechanismen
gibt, die dem RSB nahe kommen, wurde Dr. Machacek nach Lon-
don als Gast des Intelligence Service, darüber hinaus auch noch
zu Vorträgen nach Ljubljana, Karlsruhe, Sarajevo und Stockholm
eingeladen.

An Zukunftsperspektiven sprach Dr. Machacek die Reform des
Strafprozessualen Vorverfahrens an.

Aufgrund der neuen Aufgabenverteilung zwischen Staatsanwalt-
schaft und Sicherheitsbehörden wird die Entwicklung einer neuen
kooperativen Rechtskultur erforderlich sein.

Da der Menschenrechtsbeirat im Bundesministerium für Inneres das
Case Law der Antifolter-Kommission austrifizieren soll und somit für
das Europäische Komitee gegen unmenschliche Behandlung ein
nationales Europa-Organ darstellt, und im Justizbereich eine
Parallele für den Strafvollzug, die U-Haft und Psychiatrische
Anstalten fehlt, könnte der RSB mit dieser Aufgabe betraut werden,
um so diese störende Lücke im präventiven Rechtsschutz zu beseiti-
gen.

Abschließend stellte Dr. Machacek noch zur Diskussion, ob nicht
für Anlassparteien nach einem rechtskräftigen Urteil eines ordentli-
chen Gerichtes ein Individual-Antrag an den VfGH wegen Grund-
rechtswidrigkeit eingeführt werden sollte. Über einen solchen
Rechtsschutzantrag wäre eine Entscheidung im Sinne eines austrifi-
zierten EMRK-Urteils vorzusehen. Auch wäre überlegenswert, für
Vorabentscheidungen eine individuelle Bürgerbeschwerde an den
EuGH wegen Verletzung von Grundrechten der EU vorzusehen,
die aber von einem nationalen RSB – ähnlich einem General-
anwalt – unterstützt werden müsste.

Der Bundesminister für Justiz hat nunmehr nach Ende der zweiten
Funktionsperiode des Herrn RSB Dr. Machacek, nachdem dieser
eine Verlängerung seines Mandats nicht beantragt hat, Herrn Ge-
neralprokurator iR Dr. Gottfried Strasser zum neuen RSB bestellt.
Dr. Machacek hat sich jedoch im Hinblick auf sein Alter von fast
76 Jahren mit der Bestellung eines Stellvertreters des RSB einver-
standen erklärt.

RA Dr. Hans Otto Schmidt, Wien
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Emeritierung Dr. Peter Wrabetz
Dr. Peter Wrabetz wurde 1963
in die Liste der Rechtsanwälte in
Wien eingetragen. Bereits 1972
wurde er in den Ausschuss der
Rechtsanwaltskammer Wien ge-
wählt, dem er über 18 Jahre hin-
durch angehörte. In den Jahren
1986 bis 1990 übte er die Funk-
tion eines Vizepräsidenten der
Rechtsanwaltskammer Wien aus.

Von 1990 bis Ende 1998 war
Dr. Wrabetz Generalsekretär des
Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages und ab 1993 auch
Redakteur des Österreichischen
Anwaltsblattes.

Dr. Peter Wrabetz ist Vizepräsident des Österreichischen Rechts-
anwaltsvereins und des Juridisch Politischen Lesevereins. Er ist
Autor des von diesem Verein im letzten Jahr herausgegebenen
Buches „Österreichs Rechtsanwälte in Vergangenheit und Gegen-
wart“.

Dr. Wrabetz hat während seiner Tätigkeit als Generalsekretär des
ÖRAK die Organisation der Europäischen Präsidentenkonferenz
(Wiener Advokatengespräche) übernommen und ist dieser Ver-
anstaltung weiterhin als Mitglied des Ständigen Senates verbun-
den.

Er ist Träger des Großen Silbernen Ehrenzeichens und des
Großen Ehrenzeichens für Verdienste um die Republik Österreich,
des Goldenen Ehrenzeichens für Verdienste um das Land Wien,
des Bundesverdienstkreuzes 1. Klasse der Bundesrepublik Deutsch-
land und Ritter des königlich-schwedischen Nordsternordens
1. Klasse.

Dr. Peter Wrabetz ist mit Ende August 2003 in seinen wohlver-
dienten Ruhestand getreten. Die Redaktion des Österreichischen
Anwaltsblattes wünscht Dr. Peter Wrabetz für seinen neuen Lebens-
abschnitt alles Gute und vor allem Gesundheit.

Dr. Alexander Christian

Dr. Tassilo Broesigke †
Mit dem am 9. 9. 2003
im 85. Lebensjahr ver-
storbenen Dr. Tassilo
Broesigke ist eine der
markantesten Persönlich-
keiten der zweiten Re-
publik, die aus unserem
Berufsstand kam, von
uns gegangen. Dr. Broe-
sigke war von 1951 bis
1980 Rechtsanwalt und
übte seinen Beruf neben
zahlreichen politischen
Funktionen mit Können

und Leidenschaft aus. Zu Beginn seiner Laufbahn widmete er dem
Versorgungsfond der Rechtsanwaltskammer für Wien, NÖ und
Bgld seine Mitarbeit und blieb auch im Parlament ein verständnis-
voller Helfer des Anwaltsstandes, insbesondere wenn es um die
Sicherung der Altersversorgung der Rechtsanwälte ging.

Dazu hatte er, nachdem er 1963 vom Wiener Gemeinderat in den
Nationalrat gewechselt war, häufig Gelegenheit (1963 bis 1966
und 1970 bis 1980). Von 1977 bis 1980 nahm er als Obmann
des Justizausschusses des Nationalrates mit seinem Fachwissen
und seiner parlamentarischen Erfahrung eine zentrale Funktion
im österreichischen Rechtsleben ein. Der freiheitliche Politiker
Broesigke genoss über Parteigrenzen hinweg wegen seiner Kom-
petenz und Korrektheit größtes Ansehen, sodass er 1980 zum Prä-
sidenten des Rechnungshofes gewählt wurde, dem er bis 1992 mit
großem Erfolg vorstand.

Neben zahlreichen Auszeichnungen für Verdienste um die Repu-
blik Österreich (zuletzt Großes goldenes Ehrenzeichen am Band,
1983) erfreute ihn besonders, die seltene Ernennung zum „Bürger
der Stadt Wien“ und das Goldene Doktordiplom der Universität
Wien. Die Österreichische Rechtsanwaltschaft wird den bedeuten-
den Kollegen Dr. Tassilo Broesigke in dankbarer Erinnerung behal-
ten.

Peter Wrabetz

Wrabetz bei der Präsentation
seines Buches
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Disziplinarrecht
7902

§ 9 RAO – Treuepflicht nach Mandatsende,
§ 10 RAO – Unechte Doppelvertretung

Die Treuepflicht des RA wirkt über die Beendi-
gung des Mandatsverhältnisses hinaus, wobei
es – für ein Doppelvertretungsverbot – entschei-
dend ist, ob der RA gegen einen ehemaligen
Klienten in einer mit der früheren Vertretung zu-
sammenhängenden Sache nunmehr als Gegen-
vertreter einschreitet.

OBDK 11. 11. 2002, 9 Bkd 5/01

Aus den Gründen:

Die Treuepflicht des RA gegenüber seinen Klienten wirkt über die
Beendigung des Mandatsverhältnisses hinaus, solange wirtschaft-
liche, gesellschaftsrechtliche oder familiäre Vorgänge, die wäh-
rend der aufrechten Vertretung eingeleitet oder bearbeitet wurden,
wie hier erkennbar, noch nicht abgeschlossen sind. Entscheidend
ist, ob es sich bei einer Rechtssache aus der Vertretung eines Klien-
ten gegen einen ehemaligen Klienten um eine mit der früheren Ver-
tretung zusammenhängende Sache handelt und zwar iSd § 10
RAO.

In § 9 Abs 1 RAO wird bestimmt, dass der RA verpflichtet ist, die
Rechte seiner Partei unter anderem mit Treue zu vertreten. Dies prä-
zisiert der § 10 RL-BA, in dem es dort heißt: Vornehmste Berufs-
pflicht des RA ist die Treue zu seiner eigenen Partei. Unvereinbar
mit dieser Treue ist die Vertretung und die Beratung, auch nur die
teilweise Beratung des Gegners. Daher verpflichtet § 10 Abs 1
RAO den RA, die Vertretung oder auch nur die Erteilung eines Ra-
tes abzulehnen, wenn er die Gegenpartei in derselben oder einer
damit zusammenhängenden Rechtssache vertreten hat. Der RA
darf nicht beiden Teilen in dem nämlichen Rechtsstreit dienen oder
Rat erteilen. Demnach ist nicht nur die echte (eigentliche) Doppel-
vertretung, nämlich die Beratung oder Vertretung beider Teile im
nämlichen Rechtsstreit verboten, sondern auch die unechte (for-
melle) Doppelvertretung, nämlich die Beratung oder Vertretung
einer Partei, wenn der RA die Gegenpartei in derselben oder zu-
sammenhängenden Rechtssache vertreten hat, solange wirtschaft-
liche, gesellschaftsrechtliche oder familiäre Vorgänge, die wäh-
rend der aufrechten Vertretung eingeleitet oder bearbeitet wurden,
wie hier erkennbar, noch nicht abgeschlossen sind, verboten. Da
der Einleitungsbeschluss keine konkrete und vollständige Auflistung
aller erhobenen Vorwürfe zu enthalten hat, kommt im Zusammen-
hang mit der vorstehenden rechtlichen Beurteilung den weiteren
Berufungsvorwürfen laut Punkt 1.3.2 und 1.4 sowie 1.4.3 keine

rechtliche Relevanz zu. Wann die Folgeverpflichtungen aus einem
aufgekündigten Mandat als beendet zu beurteilen sind, und wann
die Vertretung des Gegners zulässig ist, richtet sich nach den Um-
ständen des Einzelfalles. Gerade der vorliegende Sachverhalt
zeigt aber deutlich, dass vom vormaligen Klienten dem RA „anver-
trautes“ Wissen vom Gegner genutzt worden ist und dass dies
einem unbeschränkten Personenkreis zugänglich werden konnte.
Auch im Fall einer unechten Doppelvertretung verstößt daher der
RA gegen die Berufspflichten und beeinträchtigt damit auch Ehre
und Ansehen des Standes (vgl OBDK vom 21. 6. 1993, 1 Bkd
3/93, in D 1211688 des DR der RAK Wien).

Anmerkung:

Das – auch in einer „zusammenhängenden Sache“ geltende –
Doppelvertretungsverbot des § 10 RAO ist ein Spezialfall der an-
waltlichen Treuepflicht (§ 9 Abs 1 RAO), die auch bei unechter
Doppelvertretung besteht. Im vorliegenden Fall wurde das dem RA
„anvertraute Wissen“ infolge der Doppelvertretung vom Gegner
genutzt; es traten daher jene nicht unbedeutenden Folgen ein, wel-
che einen Freispruch nach § 3 DSt jedenfalls ausschließen. Aber
weil die in erster Instanz bei der Strafbemessung hervorgehobene
Uneinsichtigkeit des Besch durch sein späteres „Eingeständnis“
und die daraus abzuleitende Einsicht in den Schuldvorwurf ersetzt
wurde, hat die OBDK die erstinstanzlich verhängte Geldbuße ge-
mindert. Die Uneinsichtigkeit wäre übrigens kein Erschwerungs-
grund, aber unter dem Gesichtspunkt der Spezialprävention be-
achtlich gewesen.

Strigl

7903

§ 393a StPO – kein Verteidigungskostenbeitrag
für VerfHelfer,

§ 41 Abs 2 StPO – Verfahrenshilfeverteidiger,
§ 16 Abs 3 DSt – DisStrafenkumulation

Ein RA als VerfHelfer darf eine Entlohnung von
der Partei grundsätzlich nicht verlangen; ebenso
wenig darf er bei aufrechter Bestellung zum
VerfHelfer als Wahlverteidiger in dieser Sache
tätig werden. Ein VerfHelfer darf für die Partei
auch nicht die Gewährung eines Verteidigerkos-
tenbeitrages nach § 391a StPO beantragen.

OBDK 17. 2. 2003, 11 Bkd 7/02

Aus den Gründen:

Der Angeklagte wurde zur HV von der Gendarmerie vorgeführt;
vor dem Verhandlungssaal traf er erstmals mit Dr. A, welcher sub-
stitutionsweise für den ihm nach § 41 Abs 2 StPO beigegebenen
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Verteidiger einschritt, zusammen, welcher sich dem Besch als „sein
Strafverteidiger“ vorgestellt habe. Der vorführende Gendarmerie-
beamte ergänzte, dass Dr. A der „Armenanwalt“ des Besch sei.
Dr. A ließ den „einfach strukturierten“ Besch ein undatiertes Voll-
machtsformular unterschreiben. Letzterer hat (irrtümlich) angenom-
men, dass die Unterschriftsleistung für die weitere Vertretung in
einem Rechtsmittelverfahren erforderlich sei. Über allfällige Hono-
raransprüche des Verteidigers ist nicht gesprochen worden.

In der folgenden HV ist Dr. A als bestellter VerfHelfer nach § 41
Abs 2 StPO eingeschritten.

Unter dem 14. 12. 1999 beantragte Dr. A im Vollmachtsnamen
des X die Gewährung eines Verteidigerkostenbeitrages nach
§ 393a StPO in der Höhe von S 30.000,– oder (eventualiter)
einer nahe diesem Betrag liegenden Summe und fügte dem Antrag
die oben erwähnte Vollmachtsurkunde bei.

Aufgrund dieses (vom DR festgestellten) Sachverhaltes wurde der
Besch wegen Betruges (gerichtlich) schuldig gesprochen.

Der DR verhängte über den Besch wegen Verletzung seiner Berufs-
pflichten und der Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen des
Standes die Disziplinarstrafen der Untersagung der Ausübung der
RA-schaft für die Dauer von 6 Monaten und eine Geldbuße von
Euro 10.000,–; die erstere Strafe wurde auf die Dauer von 2 Jah-
ren bedingt nachgesehen.

Der Besch behauptet einen Verstoß gegen das Doppelbestrafungs-
verbot, weil er bereits durch die ordentlichen Strafgerichte mit
einer Geldstrafe belegt worden sei.

Hiezu sei der Besch auf die mit der Judikatur des VfGH in Einklang
befindliche stRsp der OBDK verwiesen, wonach durch die diszi-
plinäre Bestrafung neben einer strafrechtlichen Verurteilung nicht
gegen das Doppelbestrafungsverbot verstoßen wird, es vielmehr
ein legitimes Interesse des RA-Standes (wie auch anderer Standes-
gemeinschaften) darstellt, sich in Wahrnehmung des so genannten
„disziplinären Überhanges“ disziplinäre Reaktionen für den Fall
vorzubehalten, als ein Mitglied dieses Standes eine schwerwie-
gende Verurteilung erleidet, zumal mit den der Verurteilung zu-
grunde liegenden Verhaltensweisen regelmäßig eine Gefährdung
und Schädigung des Standesansehens und eine Berufspflichtenver-
nachlässigung einhergehen. (VfGH 4. 10. 1999, B 2447/97 ua)

In seiner Strafberufung behauptet der Besch vorerst, dass der fest-
gestellte Sachverhalt kein Disziplinarvergehen iSd § 1 DSt dar-
stelle. Wie vom KA richtigerweise hervorgehoben, macht der
Besch hier in Wahrheit und ohne sachliche Begründung einen
Nichtigkeitsgrund nach § 281 Abs 1 Z 9 StPO geltend. Vor allem
bedarf es angesichts der verfassungsrechtlich unbedenklichen und
deutlichen Determinierung der § 10 Abs 2 RAO und § 1 DSt keiner
weiteren Erörterungen über die disziplinäre Qualifikation des fest-
gestellten und im festgestellten Umfang nicht bestrittenen Sachver-
haltes. (VfGH 28. 9. 1993, B 325/93, VfSlg 13.526 ua).

Im Übrigen vermag die Strafberufung nicht zu überzeugen.

Neben den von einem RA durch sein Gelöbnis sowie gem § 9 und
§ 10 Abs 2 RAO eingegangenen Verpflichtungen, Grundsätze,
Gesetze und gültige Vorschriften unverbrüchlich zu beobachten,
bzw durch Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit in seinem Benehmen
Ehre und Würde des Standes zu wahren, darf der Anwalt als
VerfHelfer gem § 16 Abs 2 RAO und § 57 RL-BA 1977 idgF
eine Entlohnung von der Partei grundsätzlich nicht verlangen.
Ebenso wenig darf er gem § 58 RL-BA 1977 idgF bei aufrechter
Bestellung zum VerfHelfer als Wahlverteidiger in dieser Sache
tätig werden.
Der Besch hingegen ließ sich von der Partei eine Blankovollmacht
zum Zwecke unterfertigen, um in der Folge unter Vorlage einer
Honorarnote und der von ihm weiter ergänzten Blankovollmacht
von der Republik einen Beitrag zu den Verteidigerkosten zu lukrie-
ren.
Ist angesichts der geltenden Standesregeln und der Tatsache, dass
der Anwalt durch seine Berufswahl es sich geradezu zur Aufgabe
gestellt hat, Recht und Gesetz zum Durchbruch zu verhelfen, jegli-
che schwerwiegende strafrechtliche Verfehlung mit besonderer
negativer Öffentlichkeitswirkung verbunden, so trifft dies noch in
viel höherem Maße für Straftaten zu, welche in direktem Bezug
zum Beruf stehen, zumals in letzteren Fällen unmittelbar die Ehre,
das Ansehen und die Vertrauenswürdigkeit eines ganzen Berufs-
standes in der Öffentlichkeit in Frage gestellt sind. Diese Vertrau-
enswürdigkeit der Anwaltschaft steht gerade bei Geld- und Treu-
handgeschäften, bei Honorierung der anwaltlichen Leistungen,
aber auch bei gewissenhafter Erfüllung der Pflichten als VerfHelfer
im besonderen Maße am Prüfstand.
Der DR hatte daher im vorliegenden Fall aus generalpräventiven
Gründen dem Fehlverhalten entschieden entgegenzutreten und im
Interesse der rechtssuchenden Bevölkerung, aber auch im Interesse
eines unverzichtbaren Vertrauensverhältnisses zwischen Anwälten
und Gerichten ein befristetes Berufsverbot auszusprechen, gilt es
doch von Seiten des Standes zu signalisieren, dass die Mitglieder
zur strikten Erfüllung der als VerfHelfer übernommenen Pflichten im
Interesse des Mandanten und der Rechtspflege angehalten und
Missstände abgestellt werden.
Die verhängte Geldbuße wiederum erscheint vor allem aus spezi-
alpräventiven Erwägungen, angesichts der Schwere der Verfeh-
lung und der Tatsache, dass hinsichtlich des Besch bereits diszip-
linäre Vormerkungen aufscheinen, durchaus schuldangemessen.
Angesichts der Tatsache, dass das befristete Berufsverbot ohnedies
nur mit 6 Monaten, sohin mit der Hälfte der möglichen Verbots-
dauer angemessen und darüber hinaus unter Setzung einer robe-
zeit von zwei Jahren bedingt nachgesehen wurde, hat der DR die
verhängte vorläufige Maßnahme und die mit dieser Maßnahme
bereits verbundenen finanziellen Nachteile für den DB hinlänglich
berücksichtigt und sohin den Vorgaben des § 19 Abs 7 DSt ent-
sprochen. Andere Milderungsumstände wurden nicht behauptet,
auch sind solche nicht hervorgekommen.
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Anmerkung:
1. Das Doppelbestrafungsverbot betrifft den alten Rechtsgrundsatz
„ne bis in idem“. Eine disziplinäre Bestrafung wegen einer Tat, die
bereits vom Strafgericht als solche abgeurteilt und geahndet
wurde, ist grundsätzlich durch Art 2 7. ZPR zur MRK verboten.
Wenn aber die Tat des Täters nicht nur einen kriminellen Tatbe-
stand erfüllt, sondern daneben auch besondere standesrechtlich
geschützte Rechtsgüter und Vorschriften verletzt hat, die über
den Kriminalstraftatbestand hinausgehen, liegt jener „disziplinäre
Überhang“ vor, welcher auch nach der Judikatur des VfGH die
disziplinäre Bestrafung des Täters, zusätzlich zur bereits erfolgten
gerichtlichen Ahndung, rechtfertigt. Dass dies hier der Fall war,
bedarf keiner weiteren Erörterung.
2. Der Strafausspruch für ein schwerwiegendes, aber möglicher-
weise unbedacht begangenes Standesvergehen mit hier besonders
ins Gewicht fallender disziplinärer Qualifikation als Berufspflich-
tenverletzung und – schwerer – Beeinträchtigung von Ehre und
Ansehen des Standes war wohl bedacht und weise; die zusätzli-
che Geldbuße allein wäre zu milde, die „unbedingte“ sechsmona-
tige Einstellung der Berufsausübung zu streng gewesen, die –
durch § 16 Abs 3 DSt mögliche Verhängung einer Geldbuße auch
neben einer zur Gänze bedingt nachgesehenen Untersagungs-
Disziplinarstrafe macht es dem Besch möglich, durch standesrecht-
liches Wohlverhalten in der zweijährigen Probezeit den Vollzug
dieser empfindlichen Disziplinarstrafe zu vermeiden.

Strigl

Zivilverfahrensrecht
7904

§ 496 Abs 1 Z 3 ZPO – Zur gesetzmäßigen Geltend-
machung von sekundären Feststellungsmängeln.

Sekundäre Feststellungsmängel sind – trotz einer
unrichtigen rechtlichen Beurteilung des Erstge-
richts – nur vom Berufungsgericht aufzugreifen,
sofern der Berufungswerber angibt, welche kon-
kreten Feststellungen aufgrund welcher konkre-
ten Beweismittel das Erstgericht zu den behaup-
teten Gegenforderungen hätte treffen müssen.

OLG Linz 23. 4. 2003, 2 R 45/03f

Sachverhalt:

Die beklagte AG vertreibt private Pensionsfinanzierungsinstru-
mente, wobei der Geschäftsgegenstand der Beklagten eine Ver-
mittlungstätigkeit als Bindeglied zwischen Produktgebern und dem
Vertrieb ist. Produktgeber ist dabei ein Versicherungsunternehmen,
vertrieben werden Pensionsvorsorgeprodukte (Lebensversicherun-

gen). Das Vertriebssystem erfolgt leistungsorientiert in Form eines
hierarchisch gegliederten Struktursystems (Strukturvertrieb). Sämt-
liche Mitarbeiter arbeiten auf eigene Rechnung (Provisionsbezüge
für vermittelte Versicherungsverträge) und haben auf allen Ebenen
selbst Vorsorge für sozialversicherungs- und steuerrechtliche Be-
lange zu treffen. Die der untersten Stufe übergeordneten Mitarbei-
ter erhalten von jenen Verträgen, die von der ihnen nachgeordne-
ten Stufe bzw den ihnen nachgeordneten Stufen vermittelt werden,
Provisionsanteile (Differenzprovisionen). Sie sind am wirtschaft-
lichen Ergebnis der ihnen unterstellten Hierarchie beteiligt. Die
höchsten von insgesamt sieben Provisionsstufen sind – unmittelbar
dem Vorstand unterstellt – die Landesdirektionen. Dieser Stufenbau
stellt den operativen Bereich dar.

Aufgabe der Vermittler ist der Verkauf der Produkte. Die rang-
höchsten Stufen – Landesdirektion und Vorstand – übernehmen das
Marketing. Sie sind an den in der jeweiligen Hierarchie verdienten
Gesamtprovisionen im Wege von Differenzprovisionen, das ist die
Differenz zwischen der dem konkreten Vermittler ausbezahlten Pro-
vision und der vom Versicherungsunternehmen für den jeweiligen
Vertrag ausbezahlten Gesamtprovision, beteiligt.

Der Kläger warb in seiner Tätigkeit für die Landesdirektion Wien
der Beklagten Mitarbeiter für die ihnen untergeordneten Strukturen
Seminare und Schulungen für diese Mitarbeiter mit dem Zweck an,
diese für den Vertrieb von Lebensversicherungen auszubilden. Der
Kläger erhielt monatlich ATS 30.000,– (EUR 2.180,19) von der
Beklagten. Diesen Betrag verstand er als monatliches Fixum, das
sich um allfällige Provisionen vermehren könnte. In der Folge ver-
handelte er mit dem Vorstand der Beklagten über eine Erhöhung
dieses Betrages, der damit auch einverstanden gewesen ist, so-
dass der Kläger zuletzt ab Jänner 2001 monatlich ATS 60.000,–
(EUR 4.360,37) erhielt. Insgesamt erhielt der Kläger von der Be-
klagten derartige Zahlungen im Zeitraum März 2000 bis ein-
schließlich September 2001 in der Höhe von ATS 935.000,– (EUR
67.949,10).

Mit Schreiben vom 27. 9. 2001 kündigte die Beklagte „aus wich-
tigem Grund“ die Berechtigung des Klägers auf, für die Beklagte
verschiedene Finanzdienstleistungen in Form von bestandfähigen
Verträgen abzuschließen.

Der Kläger begehrte ua einen Betrag von ATS 180.000,– (EUR
13.081,11 samt Anhang) und brachte diesbezüglich vor, er sei
zur Gänze in die Vertriebsorganisation der Beklagten im Bereich
der Landesdirektion Wien integriert worden und als arbeitnehmer-
ähnlich einzustufen. Die Beklagte habe das Arbeitsverhältnis ohne
Vorliegen eines wichtigen Grundes aufgelöst und stünden ihm
daher für die Monate Oktober bis Dezember 2001 monatlich
ATS 60.000,– (EUR 4.360,27) netto zu.

Die Beklagte wendete ua ein, dass die Auflösung des Vertragsver-
hältnis zwischen den Parteien nicht grundlos vorgenommen wor-
den sei und habe die Beklagte aufgrund der geleisteten Provisions-
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vorschüsse in der Höhe von ATS 578.367,– (EUR 42.301,56) und
den in den Monaten Jänner bis September 2001 ins Verdienen ge-
brachten Provisionen in der Höhe von ATS 288.903,44 (EUR
20.995,43) einen Rückforderungsanspruch von ATS 289.463,56
(EUR 21.036,13), welcher kompensando einer allenfalls zu Recht
bestehenden Klagsforderung eingewendet werde.

Das Erstgericht erkannte die Klagsforderung mit EUR 8.720,74 zu
Recht und mit EUR 4.360,37 als nicht zu Recht bestehend, wies
die Einwendung von Gegenforderungen ab und verpflichtete die
Beklagte zur Zahlung von EUR 8.720,74. Es stellte darüber hinaus
noch fest, dass der Kläger kein Konkurrenzunternehmen gegründet
habe und es nicht feststellbar sei, ob der Kläger Versicherungsneh-
mer veranlasst hätte, bereits abgeschlossene Versicherungen zu
kündigen und allenfalls über ein anderes Vermittlungsunternehmen
neu abzuschließen.

In rechtlicher Hinsicht vertrat das Erstgericht die Auffassung, dass
im vorliegenden Fall trotz § 28 HVertrG Handelsvertreterrecht ana-
log anzuwenden sei und habe der Kläger im Hinblick auf § 12
Abs 1, § 21 Abs 1, §§ 22, 23 Abs 1 HVertrG 1993 Anspruch auf
das Entgelt für zwei Monate, nämlich Oktober und November
2001, in der Höhe von insgesamt ATS 120.000,– (EUR
8.720,74). Da ein Fall eines vereinbarten Fixums nicht vorliege,
seien die bezogenen Provisionen grundsätzlich rückforderbar,
wenn das Provisionsaufkommen unter den Vorschüssen bleibe,
ohne dass der Einwand des gutgläubigen Verbrauchs erhoben
werden könne. Jedoch seien die Voraussetzungen für eine Rückfor-
derung nicht gegeben, da die Beklagte unter Bedachtnahme auf
§ 226 ZPO nicht schlüssig und bestimmt dargetan habe, wie sich
die Gegenforderungen zusammensetzen. Darüber hinaus sei es
der Beklagten freigestellt, die Rückforderung von Provisionsakonti
in dem bereits anhängigen Aktivprozess zu betreiben.

Dagegen richtete sich die Berufung der Beklagten mit einem Abän-
derungsantrag, in eventu wurde ein Aufhebungsantrag gestellt.
Der Kläger beantragte der Berufung nicht Folge zu geben.

Das OLG gab der Berufung der Beklagten nicht Folge und sprach
aus, dass die ordentliche Revision nicht zulässig ist. Ein Antrag auf
Abänderung des Zulassungsausspruches wurde ebenfalls zurück-
gewiesen.

Aus den Gründen:

Das OLG bestätigte unter Berufung auf zwei Entscheidungen des
OGH 8 ObA 56/02x und 9 ObA 81/02f die Rechtsansicht des
Erstgerichts, wonach trotz § 28 HVertrG 1993 Handelsvertreter-
recht analog anzuwenden ist (dazu Birek in AnwBl 2003, 420)
und führte zur Abweisung der Gegenforderungen der Beklagten
durch das Erstgericht Nachstehendes aus:

Dazu ist zunächst einmal festzuhalten, dass es in formeller Hinsicht
der Einwendung einer Gegenforderung durch die Beklagte nicht
entgegengestanden ist, dass diese (nunmehr eingewendete Ge-

genforderung) bereits in einem Wechselmandatsverfahren geltend
gemacht worden ist, begründen doch nach insoweit herrschender
Rechtsprechung die Einrede einer Kompensationsforderung und
die Einklagung dieser Gegenforderung nicht gegenseitig die Ein-
rede der Streitanhängigkeit (SZ 23/168, 2 Ob 898/52, JBl
1955, 201, 1 Ob 926/54, 6 Ob 361/97z, 6 Ob 295/00a),
wobei der OGH insbesondere zu 1 Ob 82/98k ausgeführt hat,
eine streitanhängige Leistungsklage über die Gegenforderung hin-
dere nicht deren Geltendmachung mittels prozessualer Aufre-
chungseinrede in einem anderem Verfahren.

In der Sache selbst hat das Erstgericht mangelnde Bestimmtheit der
geltend gemachten Gegenforderungen deshalb angenommen,
weil die Beklagte in diesem Zusammenhang lediglich auf Urkun-
den verwiesen habe, was ein Prozessvorbringen nicht ersetzen
könne; im Übrigen sei die Beklagte ja auch jederzeit in der Lage,
ihre Provisionsrückforderungsansprüche im bereits anhängigen
Wechselmandatsverfahren weiter zu betreiben. Diese Auffassung
kann zwar so nicht geteilt werden, im Ergebnis ist daraus für die
Beklagte aber nichts gewonnen:

Die Beklagte hat im Verfahren erster Instanz zunächst in ihrem
Schriftsatz vom 25. 4. 2002 zur Gegenforderung vorgebracht, un-
ter Berücksichtigung der geleisteten Akontozahlungen und der dem
Kläger zustehenden Provisionen errechne sich ein Zu viel an Provi-
sionsvorschüssen in der Höhe von ATS 277.129,71 (EUR
20.140,09). Anlässlich der Tagsatzung zur mündlichen Streitver-
handlung vom 18. 6. 2002 brachte die Beklagte detailliert vor,
welche Provisionsvorschüsse der Kläger im Zeitraum Jänner bis De-
zember 2001 erhalten habe, und stellte diesen die im Zeitraum
Jänner bis September 2001 vom Kläger verdienten Provisionen
(unter ziffernmäßiger (!) Angabe hinsichtlich der einzelnen Mo-
nate) gegenüber. Dass dies tatsächlich, so wie das Erstgericht
meinte, eine mangelnde Bestimmtheit der Gegenforderung darzu-
stellen vermag, erscheint für den erkennenden Senat zumindest
fraglich, es braucht darauf allerdings nicht näher eingegangen zu
werden, weil die Beklagte in ihrer Berufung dazu lediglich aus-
führt, hätte das Erstgericht Feststellungen über die vom Kläger
verdienten Provisionen getroffen, so hätte es ohne besonderen
Aufwand über die von der Beklagten erhobene Kompensandofor-
derung absprechen können, weil der Kläger einen Großteil der
Provisionsvorschüsse außer Streit gestellt habe; es hätte sich da-
raus der bereicherungsrechtliche Rückforderungsanspruch der Be-
klagten ohne Umschweife berechnen lassen; der Umstand, dass
sich das Erstgericht gar nicht mit der von der Beklagten behaupte-
ten Gegenforderung auseinander gesetzt habe, werde als sekun-
därer Feststellungsmangel gerügt. Welche konkreten Feststellun-
gen das Erstgericht aufgrund welcher konkreten Beweismittel zu
den Gegenforderungen hätte treffen müssen, zeigt die Beklagte in
ihrer Berufung aber nicht auf, sodass diese insofern nicht gesetz-
mäßig ausgeführt ist. Gerade derartige Ausführungen hätte die Be-
klagte aber ohne Probleme in ihrer Berufung machen können, wirft
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sie jedoch dem Erstgericht vor, dieses hätte „ohne besonderen Auf-
wand über die Kompensandoforderung absprechen können, weil
sich der Rückforderungsanspruch der Beklagten ohne Umschweife
hätte berechnen lassen“.

Damit war der Berufung der Beklagten der Erfolg zu versagen.

Anmerkung:

1. Zunächst erscheint es befremdlich, dass das OLG Linz als Beru-
fungsgericht die Revision trotz Antrag auf Abänderung des Zulas-
sungsausspruches nicht für zulässig erklärt hat, ist doch eine unver-
tretbare Rechtsansicht eines Berufungsgerichts hinsichtlich einer
Verfahrensfrage im Interesse der Rechtssicherheit und Rechtseinheit
jedenfalls zu korrigieren (ecolex 1998, 471; SZ 70/260). Die Zu-
lässigkeit der Revision wird durch eine Verletzung des Verfahrens-
rechts begründet, die so schwer ist oder welche die Rechtslage
wesentlich verkennt, sodass die Wahrung der Rechtsicherheit ein
Aufgreifen durch den OGH erfordert (SZ 59/87; wobl 1991/
133). Aufgrund der Tatsache, dass das OLG Linz weder in seinem
Berufungsurteil noch im Zurückweisungsbeschluss des Abände-
rungsantrages eine Rechtsprechung zu seiner Auffassung bezüg-
lich der Geltendmachung von sekundären Feststellungsmängel an-
führt, muss dem OLG Linz unterstellt werden, dass es nicht den Mut
aufbrachte, die vollkommene Verkennung der Rechtslage dem
OGH vorzulegen, zumal es zu der Auffassung des OLG Linz – so-
weit überblickbar – keine Rechtsprechung des OGH gibt und somit
die Revision für zulässig erklärt hätte werden müssen (MietSlg
45.522).

2. Die Auffassung des OLG Linz widerspricht auch der ständigen
Rechtsprechung des OGH, wonach sekundäre Feststellungsmän-
gel – bei einer gesetzmäßigen Ausführung der Rechtsrüge – von
Amts wegen wahrgenommen werden müssen (10 ObS 265/94;
SZ 24/157), wobei anerkannt ist, dass solche Mängel mit der
Rechtsrüge geltend zu machen sind (Kodek in Rechberger, ZPO2,
Rz 4 zu § 496 mwN.). Die gesetzmäßige Ausführung des Rechts-
mittelgrundes der unrichtigen rechtlichen Beurteilung erfordert –
wie für das Revisionsverfahren (§ 506 Abs 2 ZPO) und das Rekurs-
verfahren (§ 520 Abs 2 ZPO) ausdrücklich angeordnet – die Dar-
legung, aus welchen Gründen die rechtliche Beurteilung der Sache
unrichtig erscheint. Die bloß in verschiedenen Formulierungen aus-
gedrückte, begründungslos bleibende Behauptung, es sei eine un-
richtige rechtliche Beurteilung vorgelegen, genügt nicht. Wird die
Rechtsrüge nicht gesetzmäßig ausgeführt, was dann zutrifft, wenn
der Rechtsmittelwerber nicht von den getroffenen Feststellungen
ausgeht, dann liegt in Wahrheit keine Rechtsrüge vor, sodass die
rechtliche Beurteilung des Erstgerichtes nicht überprüft werden
darf. Infolge gesetzmäßiger Rechtsrüge ist die rechtliche Beurtei-
lung allseitig zu überprüfen. Es kommt daher nicht darauf an, ob
alle in Betracht kommenden rechtlichen Gesichtspunkte im Rechts-
mittel ausgeführt werden (Kodek in Rechberger, ZPO2, Rz 9 zu
§ 471 mwN).

Die Beklagte führte in ihrer Berufung die Rechtsrüge gesetzmäßig
aus, da sie vom festgestellten Sachverhalt ausging. Die Beklagte
bekämpfte in ihrer Berufung die Rechtansicht des Erstgerichts, wo-
nach die Kompensandoforderung nicht bestimmt genug gewesen
sei. Das OLG Linz als Berufungsgericht bejahte im Wesentlichen
die Bestimmtheit der Kompensandoforderung im Hinblick auf das
Vorbringen der Beklagten (RZ 1967, 105), warf in weiterer Folge
der Beklagten jedoch vor, die sekundären Feststellungsmängel un-
ter Angabe der konkreten Feststellungen und der dementsprechen-
den Beweismittel in der Berufung nicht gesetzmäßig gerügt zu ha-
ben. Da nach der oben angeführten Rechtsprechung sekundäre
Feststellungsmängel von Amts wegen aufzugreifen sind, hätte sich
das OLG Linz umso mehr bei einer Rüge derselben durch die be-
klagte Partei mit diesen auseinander setzen müssen („argumentum
a maiori ad minus“, Koziol/Welser, Grundriss des bürgerlichen
Rechts11, 28). Im Ergebnis wendet das OLG Linz mit seiner Forde-
rung, dass die Beklagte anzugeben hätte, welche konkreten Fest-
stellungen aufgrund welcher Beweismittel zu treffen gewesen
wären, die ständige Rechtsprechung bezüglich der gesetzmäßigen
Ausführung der Beweisrüge (Kodek in Rechberger, ZPO2, Rz 8 zu
§ 471 mwN.) auf die Geltendmachung von sekundären Feststel-
lungsmängeln an. Diese Ansicht ist weder durch den Gesetzes-
wortlaut des § 496 Abs 1 Z 3 ZPO noch durch die ständige Recht-
sprechung des OGH gedeckt.
Auch Pochmarski/Lichtenberg, Die Berufung in der Zivilprozess-
ordnung (2003), 123 geben zur Geltendmachung von sekundä-
ren Feststellungsmängel Nachstehendes wieder:
„Liegt eine ‚gesetzmäßig‘ – dh ausgehend vom festgestellten Sach-
verhalt – konkretisiert ausgeführte Rechtsrüge vor, hat das Beru-
fungsgericht – im Rahmen seiner umfassenden materiellrechtlichen
Überprüfungsbefugnis – derartige Feststellungsmängel von Amts
wegen wahrzunehmen (RIS-Justiz RS00433310; 3 Ob 136/00x).
Dies ist die logische Konsequenz daraus, dass auch das Berufungs-
gericht den festgestellten Sachverhalt rechtlich zu beurteilen hat.
Wenn es dies aber nicht kann, weil für die Subsumption notwen-
dige Feststellungen fehlen, hat es diesen Mangel von Amts wegen
aufzugreifen.
Prinzipiell kann sich der Berufungswerber darauf beschränken, die
Rechtsrüge ‚gesetzmäßig‘ auszuführen. Praktisch scheint uE sinn-
voll, auch die begehrten ‚ergänzenden Feststellungen‘ (im Gegen-
satz zu den begehrten ‚Ersatzfeststellungen‘ der Tatsachenrüge) im
Wortlaut oder zumindest deutlich erkennbar auszuführen, zu wel-
chem Thema Feststellungen fehlen.

Die Dartuung, aufgrund welcher Beweisergebnisse die begehrte
ergänzende Feststellung getroffen hätte werden können, mag zwar
überzeugend im Sinne des Berufungswerbers sein, ist aber nicht
notwendig: Denn wenn Feststellungen zu einem bestimmten Be-
weisthema (aufgrund der richtigen materiell-rechtlichen Beurtei-
lung) notwendig sind, hat eben – mangels Beweisergebnissen in
die eine oder andere Richtung – eine entsprechende Negativ-Fest-
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stellung zu erfolgen, welche die Subsumption unter die materiell
anzuwendenden Rechtsnormen ermöglicht, mag auch eine Beweis-
last-Entscheidung die Konsequenz sein“.

3. Im Ergebnis widerspricht die Entscheidung des OLG Linz der
ständigen Rechtsprechung des OGH, wonach sekundäre Feststel-
lungsmängel von Amts wegen aufzugreifen sind, zumal die Be-
klagte in ihrer Berufung auch noch deutlich zum Ausdruck ge-
bracht hat, zu welchem Thema Feststellungen (Gegenforderungen)
fehlen. Die Entscheidung des OLG Linz ist ein völlig überflüssiger
und durch das Gesetz bzw die Rechtsprechung nicht gedeckter
Formalismus, bedeutet im Ergebnis „Rechtsverweigerung“, gefähr-
det massiv die Rechtssicherheit und ist daher abzulehnen.

RAA Mag. Dr. Bernhard Birek
(am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht
Widerruf einer Ausnahmegenehmigung für

Gemeinnützigkeitsträger

7905

§§ 44, 294 BAO
1. Ein auf § 44 Abs 2 BAO gestützter B unterliegt
dem Regelungsregime des § 294 BAO. Vom Vor-
behalt eines Widerrufs iSd § 294 Abs 1 BAO
kann nur dann gesprochen werden, wenn der
vorbehaltene Widerruf determiniert ist, sodass
der den Vorbehalt des Widerrufs enthaltende
Bescheid erkennen lässt, unter welchen Umstän-
den der Widerruf in Betracht kommt.

2. In der Förderung beruflicher Interessen be-
stimmter Stände, Personengruppen oder Wirt-
schaftszweige kann kein gemeinnütziger Zweck
erblickt werden, nachzuweisen ist vielmehr das
Bestreben einer Förderung der Allgemeinheit.

VwGH 26. 2. 2003, 98/13/0068.

Sachverhalt:

Die bf Partei ist ein Verein, dessen Zweck in der Förderung von für
die öffentliche Sicherheit zuständigen Beamten (Information, Erfah-
rungsaustausch, internationale Verbindung in Berufkameradschaft,
Unterstützung bei Dienstunfällen) liegt. Zur Erreichung des Vereins-
zweckes werden eine Mitgliederzeitung sowie Broschüren heraus-
gegeben, die auf ca 50% der Seiten bezahlte Anzeigen enthalten.
Auf Antrag der Bf erließ die FLD Wien, NÖ, Bgld am 27. 6. 1994
einen B, mit dem gem § 44 Abs 2 BAO von der Geltendmachung

der nach § 44 Abs 1 BAO eingetretenen vollen Abgabepflicht bis
auf Widerruf abgesehen wurde. Nachdem die Bf am 27. 11.
1997 die Ausdehnung der Ausnahmegenehmigung auf die He-
rausgabe von Telefonwertkarten mit Sicherheitsinformationen be-
antragt hat, hat die bel Beh ihre Ausnahmegenehmigung zur
Gänze widerrufen und dies damit begründet, dass die Förderung
der Allgemeinheit nach den Satzungsbestimmungen lediglich mit-
telbar und von untergeordneter Bedeutung sei und Berufs- und
Wirtschaftsinteressenvereine, die nur die Interessen ihrer Mitglie-
der vertreten, nicht gemeinnützig seien. Dagegen wurde diese Be-
schwerde erhoben.

Spruch:

Aufhebung des angef B wegen Rechtswidrigkeit seines Inhalts.

Aus den Gründen:

Ein auf § 44 Abs 2 BAO gestützter B ist ein solcher, der dem Rege-
lungsregime des § 294 BAO unterliegt. Vom Vorbehalt eines Wi-
derrufs iSd § 294 Abs 1 BAO kann jedoch nur dann gesprochen
werden, wenn der vorbehaltene Widerruf determiniert ist, sodass
der den Vorbehalt des Widerrufs enthaltende Bescheid erkennen
lässt, unter welchen Umständen der Widerruf in Betracht kommt.
Da der nach § 44 Abs 2 BAO erlassene B der bel Beh vom 27. 6.
1994 eine Determinierung des darin vorbehaltenen Widerrufs
nicht erkennen lässt, stünde die im Spruch des nunmehr angef B
getroffene Entscheidung der bel Beh mit dem G nur dann im Ein-
klang, wenn eine der in § 294 Abs 1 lit a oder lit b BAO normier-
ten Tatbestandsvoraussetzungen verwirklicht wäre. Entsprechende
Feststellungen hat die bel Beh nicht angestellt (vgl VwGH 26. 9.
2000, 99/13/0200).

Darüber hinaus teilt der VwGH aber auch die rechtliche Beurtei-
lung der bel Beh nicht, in welcher sie vermeinte, dass die Satzung
des bf Vereines keine unmittelbare und im Sinne des § 39 Z 1
BAO ausschließliche Förderung der Allgemeinheit iSd § 35 BAO
vorsähe, da eine Förderung beruflicher Interessen der Vereinsmit-
glieder in den Statuten als Vereinszweck nicht formuliert worden ist
und sich auch nicht dem formulierten Vereinszweck entnehmen
lässt (vgl VwGH 11. 4. 1991, 90/13/0296; 30. 11. 1993, 90/
14/0094; 26. 1. 1994, 92/13/0059 und 20. 7. 1999, 99/
13/0078). Angesichts der von der so genannten „organisierten
Kriminalität“ ausgehenden Bedrohungen sowie der notorischen In-
ternationalisierung jener Personengruppen, von deren Aktivitäten
Gefahren für die Sicherheit im weitesten Sinn des Wortes ausge-
hen, kann dem als zentralem Vereinszweck erkennbaren Bemühen
um die Herstellung einer nationalen und internationalen Vernet-
zung und Verbundenheit der im Kampf für die Sicherheit beruflich
tätigen Personen nach Auffassung des VwGH das Bestreben einer
Förderung der Allgemeinheit im Sinne des § 35 Abs 2 Satz 1 BAO
auch dann nicht abgesprochen werden, wenn die dadurch be-
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wirkte Förderung der Allgemeinheit sich keinem der in § 35 Abs 2
Satz 2 BAO demonstrativ aufgezählten Zwecke zuordnen lässt.

Anmerkung:

1. Die Anerkennung des Sicherheitsbeamtenvereins als gemein-
nützig iSd BAO ist keine dogmatisch spannende Entscheidung des
VwGH, sondern vielmehr ein gutes Bespiel für Grenzen rechtlicher
Argumentation, die irgendwann an einem Punkt notwendiger und
logisch nicht mehr hinterfragbarer Wertungsentscheidungen an-
langt. Das Erk bietet aber Gelegenheit, den Schutzmechanismus
des § 294 BAO für begünstigende Bescheide am Beispiel der Aus-
nahmegenehmigung des § 44 Abs 2 BAO kritisch zu beleuchten,
nachdem im letzten AnwBl 11/2003 erst die aus wettbewerbs-
rechtlicher Sicht problematische Unanfechtbarkeit begünstigender
Erlässe dargestellt worden ist.

2. § 44 Abs 1 BAO soll grundsätzlich verhindern, dass Gemein-
nützigkeitsträger mit echten Gewinnbetrieben am Markt auftreten
und in das Wettbewerbsgefüge eingreifen können und droht für
diesen Fall eine weit reichende Sanktion an: Unterhält ein Gemein-
nützigkeitsträger einen solchen Gewinnbetrieb, so verliert er sei-
nen Gemeinnützigkeitsstatus zur Gänze! Im Vereinsland Öster-
reich wurde dieser Grundgedanke aber durch die Möglichkeit
einer Ausnahmegenehmigung nach § 44 Abs 2 BAO – eine Kom-
petenz, die übrigens auch nach dem AbgRmRefG 2002 bei den
FLD geblieben und nicht wie andere Verfahrensbefugnisse (s etwa
§ 299 BAO) auf die FA-Ebene hinunterverlagert worden ist –
durchbrochen, um Gemeinnützigkeitsträgern, die nicht von Spen-
den und Mitgliedsbeiträgen allein „leben“ können, eine weitere
Einnahmequelle eröffnen zu können. Im Interesse des Wettbe-
werbsschutzes sollte eine solche Ausnahmegenehmigung aber
nicht für den Gewinnbetrieb selbst eingeräumt werden, sondern
nur das Verdikt des § 44 Abs 1 BAO für den Gemeinnützigkeitssta-
tus an sich beseitigen (Ellinger/Iro/Sutter/Urtz § 44 Anm 8;
VwGH 5. 12. 1984, 83/13/0197). Der Wortlaut des § 44 Abs 2
BAO schließt aber eine Steuerbefreiung auch des Gewinnbetrie-
bes selbst nicht aus. Nach den Vereinsrichtlinien 2001 Rg 197
gewährt die Finanzverwaltung allerdings nur dann ein vollständi-
ges Absehen von der Abgabepflicht, wenn eine Wettbewerbs-
beeinträchtigung ausgeschlossen ist.

3. § 44 Abs 2 BAO-Bescheide genießen nun allerdings – wie in
diesem Erk wieder deutlich wurde – einen besonderen Bestands-
schutz. Sie können nämlich nach § 294 BAO nur im Falle einer ge-
änderten Sachlage oder unrichtiger Angaben des Begünstigten bei
der Bescheiderlassung abgeändert oder zurückgenommen wer-
den. Damit scheiden Änderung der beh Rechtsauffassung, Rechts-

irrtum der Beh oder eine nachträglich bessere Einsicht in die Sach-
umstände als Änderungs- und Zurücknahmegründe aus. Räumt
daher die Abgbeh einem AbgPfl etwa aus politischen Erwägungen
bewusst einen besonderen Vorteil (wie zB eine vollkommene
Steuerbefreiung entgegen den VereinsRL 2001) ein, so ist dieser
auf Dauer abgesichert!
4. Eine behördliche Fehlanwendung von Recht (zu dessen EG-Bei-
hilfenrelevanz s Sutter in Mayer, Hrsg, EUV/EGV Art 87 Rz 75ff in
Druck) ist bei derart pro futuro abgesicherten „Dauerbescheiden“
allerdings noch sensibler als bei Absprüchen über die Abgabenlas-
ten einzelner abgelaufener Perioden, weil sie dem Begünstigten
nicht einen isolierten, einmaligen Steuervorteil verschafft, sondern
ihn dauerhaft vor dem Zugriff des Fiskus – selbst bei Vorliegen
eines Rechtsirrtums – schützt. Ein Wettbewerber, der daher einmal
unverdientermaßen eine Ausnahmegenehmigung erlangt hat,
kann seinen Betrieb ohne Angst vor künftigen Behelligungen durch
andere Finanzbeamte weiterführen und die ihm eingeräumte
Steuerfreiheit zum Nachteil seiner regulären Wettbewerber einset-
zen.
5. Gerechtfertigt wird § 294 BAO, der in § 96 RAbgO schon eine
entsprechenden Vorläuferregelung und in § 130 dAO ein deut-
sches Pendant hat, mit der Notwendigkeit eines Vertrauensschut-
zes für den begünstigten Bescheidadressaten, der seine Dispositio-
nen am Bescheid ausrichten können müsse. Ausgeblendet blieb da-
bei allerdings der Konkurrentenschutz. Dieser Aspekt von Gemein-
nützigkeitsprivilegien wurde erst kürzlich an den BFH herange-
tragen, der 1998 mit einer Konkurrentenklage eines Arztes gegen
einen gemeinnützigen Dialyseverein konfrontiert war (BFH 15. 10.
1997, I R 10/92, BStBl II 1998 63ff). Anders als in Deutschland
ist in Österreich die Konkurrentenklage allerdings bislang nicht
anerkannt (vgl aber vorsichtig für eine Konkurrentenklage Zorn,
ÖStZ 2001/391).
6. Der Schutz des § 294 BAO könnte aber auch gemeinschafts-
rechtlich bedenklich sein, könnte sich dieser ja auch der Umset-
zung des EG-Beihilfenrechts entgegenstellen. Durch die Umstellung
der Verwaltungspraxis auf die Aufnahme pauschaler Widerrufs-
vorbehalte kann – das bekräftigt auch wieder dieses Erk – die
Bestandsgarantie von Begünstigungsbescheiden jedenfalls nicht
eingeschränkt werden, weil diese ohne genaue Determinierung
wirkungslos sind. Es ist daher an der Zeit, dass der Gesetzgeber –
nicht zuletzt vor dem gemeinschaftsrechtlichen Hintergrund – die
Interessensabwägung zwischen Vertrauensschutz des Begünstig-
ten und Wettbewerbsschutz des Konkurrenten einer kritischen Eva-
luierung unterzieht.

Franz Philipp Sutter
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Index der Verbraucherpreise 96 (� 1996 = 100) 111,8 111,6*)

Index der Verbraucherpreise 86 (� 1986 = 100) 146,3 146,0*)

Index der Verbraucherpreise 76 (� 1976 = 100) 227,4 226,9*)
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Verbraucherpreisindex I (� 1958 = 100) 508,4 507,5*)
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Für Sie gelesen
■ Zeitschrift für Neuere Rechtsgeschichte

(ZNR). Herausgegeben von Wilhelm
Brauneder / Pio Caroni / Diethelm
Klippel / Jan Schröder / Reiner
Schulze. JG 2001 Nr 3/4. Verlag
Manz, Wien 2001. 176 Seiten,
S 1.815,– (E 131,90), inklusive der
Nr 1/2 (vgl AnwBl 2002, 175).

Infolge gravierender beruflicher Verände-
rungen ist der Rezensent bedauerlicher-
weise längere Zeit nicht mehr dazugekom-
men, sich anhand der ihm lieb geworde-
nen ZNR in Fragen der Geschichte des
Rechts zu vertiefen. Der Rezensent wird
sich – in seinem eigenen Interesse – ernst-
lich bessern.

Das Heft 2001 Nr 3/4 ist – neuerlich –
eine wahre Fundgrube und ein reines Ver-
gnügen; einige kurze Hinweise:

Der Beitrag von Raingard Esser (Bristol)
über „Landstände und Landesherrschaft“
(deutsche Territorien des 17. Jahrhunderts)
exemplifiziert anhand im Detail hochinte-
ressanter historischer Daten und Fakten,
dass kein „Landesherr“ (welche Bezeich-
nung ihm die jeweilige Verfassung auch
immer zuschreiben möge) unabhängig ist
von – stets auf ihre eigenen Interessen be-
dachten – „Nobilitäten“, wie immer sie be-
zeichnet werden mögen und worauf im-
mer sie ihre faktische oder auch rechtliche
Macht stützen. Es geht immer um Interes-
sen und um Interessensausgleich, damit in
jedem Fall um Auseinandersetzung unter
Anwendung der verschiedensten „Instru-
mentarien“. Ein ganz wesentliches „Instru-
mentarium“ ist – und war auch in der Aus-
einandersetzung zwischen Landständen
und Landesherrschaft – immer auch der
subtile (advokatorische) Einsatz aus dem
jeweiligen Rechtsdenken abgeleiteter juris-
tischer Argumente. Der Schlusssatz bei
Raingard Esser macht es deutlich: „Dass
die Landesherren letzten Endes die schlag-
kräftigeren Argumente zur Verfügung
hatten, lässt sich aus dem Zusammenspiel
aktueller politischer Entwicklungen, ganz

manifester Drohgebärden und Gewaltan-
wendungen mit althergebrachtem Staats-
denken in einer neuen Interpretation des
Herrschers begründen.“

Wer sich mit der Geschworenengerichts-
barkeit – zumal kritisch – auseinander
setzt, der wird mit großem Gewinn den
Beitrag von Peter Collin (Greifswald) „Der
Kampf gegen die Schwurgerichte – Preu-
ßen 1849–1853/54“ lesen.

Sehr nachdenklich hat den Rezensenten,
welcher die Rechtspraxis immer kritischer
betrachtet, der Beitrag von Harald Freise
(Hemmingen) „Wettbewerbsrecht und na-
tionalsozialistische Politik“ gestimmt. Es
geht um die Rechtsprechung des Reichsge-
richts zur Werbung mit der „Ausländer-
bzw Judeneigenschaft“ des Mitbewerbers
in den Jahren 1933 bis 1939. Fazit: Was
die Werbung mit der Ausländereigen-
schaft des Wettbewerbers betrifft,
schwenkte das Reichsgericht jedenfalls
nach 1936 auf die Linie der wirtschaftspo-
litischen Führung des Staates ein und ak-
zeptierte den Primat der Politik. Was die
rechtliche Beurteilung der Werbung mit
der „Judeneigenschaft“ des Mitbewerbers
betrifft, „akzeptierte das Reichsgericht von
vornherein den Primat der Politik und
folgte den Vorgaben der nationalsozialisti-
schen Politik.“ Ebenso wie Harald Freise
möchte auch der Rezensent keinesfalls –
ex post – moralisieren oder auch nur be-
haupten, diese Judikatur sei mit der dama-
ligen positiven Rechtsordnung nicht ver-
einbar gewesen. Der Befund legt jedoch
soziologisch-psychologisch eine ganze
Reihe ernüchternden Schlussfolgerungen,
die durchaus auf den verschiedensten Ebe-
nen liegen, nahe.

Mit großer Aufmerksamkeit wird jeder inte-
ressierte Jurist die Diskussion zum Thema
„Kodifikation und Kontinuität“ zwischen
Pio Caroni (Bern), Okko Behrends (Göttin-
gen), Jean-Louis Halpérin (Dijon) und Klaus
Luig (Köln) lesen. Die Diskussion zeigt,
dass die Wahrheit – wieder einmal – in
der Mitte liegt. Jede Kodifikation hat näm-
lich eine Entstehungsgeschichte, die so-
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wohl Kontinuität als auch Diskontinuität
hervorbringt, aber auch eine ebensolche
Wirkungsgeschichte, zumal es ganz ent-
scheidend darauf ankommt, was Wissen-
schaft und Praxis aus den jeweiligen verba
legalia tatsächlich machen – und das
kann, wie die Erfahrung zeigt, sowohl
Kontinuität als auch Diskontinuität bedeu-
ten. (Auf die vielfältigen aktuellen Überla-
gerungen, etwa aus dem europäischen
Gemeinschaftsrecht, sei in diesem Zusam-
menhang nur am Rande hingewiesen.)
Wieder einmal ist der umfangreiche Teil
„Literatur“ eine reiche Fundgrube. Man fin-
det zahlreiche Hinweise und kluge Gedan-
ken zur Frage juristischer Methoden, zum
politischen Eid, zu den juristischen Zeit-
schriften des 18., 19. und 20. Jahrhun-
derts, zur Lehre vom Verwaltungsakt nach
Otto Mayer, zur Weimarer Reichsverfas-
sung usw. Ein näheres Eingehen müsste
den Rahmen der Buchbesprechung bei
weitem sprengen. Besonders hingewiesen
sei aber auf die von Karl Spielbüchler be-
sprochene Arbeit des bekannten Wiener
Rechtsanwalts und Verfassungsrichters
Kurt Heller „Venedig. Recht, Kultur und Le-
ben in der Republik 697–1797“. Schon
die Besprechung ist „spannend“. Wie
„spannend“ wird erst das Buch selbst sein,
welches der Rezensent mit Sicherheit dem-
nächst zur Hand nehmen wird.
Alles in allem: Die ZNR ist – wie immer –
eine große Freude, für die man sehr dank-
bar sein muss.

Walter Barfuß

■ Elektronischer Rechtsverkehr für Kanz-
leimitarbeiterInnen. Von Klaus Starl.
Verlag für die Technische Universität,
Graz 2002, geb, 82 Seiten, E 18,–.

Als zweiter Band der Schriftenreihe Ar-
beitsmaterialen zur Kanzleiorganisation in
wirtschafts- und rechtsberatenden Berufen
ist soeben dieses Werk neu erschienen.
Wie die gesamte Schriftenreihe soll auch
dieser Band SachbearbeiterInnen und Se-
kretärInnen in Rechtsanwalts-, Wirtschafts-
treuhand- und Steuerberatungskanzleien

die wichtigsten Informationen zu Rechts-
grundlagen, praktischer Anwendung und
zu den wirtschaftlichen Aspekten des elekt-
ronischen Rechtsverkehrs bieten.

Der Autor, der seit Jahren als Lektor im Be-
reich der Rechtsinformatik an der Univer-
sität Graz, als Fachvortragender und Ver-
fasser einschlägiger Publikationen wissen-
schaftlich und als Mitarbeiter der Paragraf-
Software GmbH auch praktisch tätig ist,
verfügt naturgemäß sowohl in theoreti-
scher als auch in praktischer Hinsicht über
eine profunde Kenntnis der beschriebenen
Materie.

Das Buch ist übersichtlich gegliedert in die
Themenkreise

– Zugang zum ERV

– Komponenten und Ablauf des ERV

– ERV im Mahnverfahren

– ERV im Exekutionsverfahren

– sonstige Datenübermittlungen im ERV

– Register.

Innerhalb dieser Themenkreise sorgt der
jeweils gleiche Aufbau nach

– Leitsatz

– Rechtsvorschriften

– Anwendungsgebiete und organisato-
rische Aspekte

– vertiefende Ausführungen

– Zusammenfassung

dafür, dass der Leser – insbesondere im
Rahmen der praktischen Anwendung – in-
nerhalb kürzester Zeit in die Lage versetzt
wird, eine Lösung oder zumindest einen
Lösungsansatz für auftauchende Fragen
rechtlicher oder praktischer Natur zu fin-
den. Die reiche Erfahrung des Autors auf
dem Gebiet des elektronischen Rechtsver-
kehrs zeigt sich in vielen interessanten De-
tails, die nicht nur vielen Sachbearbeiter-
Innen und SekretärInnen, sondern auch
den verantwortlichen Juristen und Rechts-
anwälten entweder unbekannt oder jeden-
falls zwischenzeitig wieder entfallen sind.
Aus diesem Grund erscheint das Werk
nicht nur für SachbearbeiterInnen und Se-
kretärInnen, sondern auch für die verant-
wortlichen Juristen absolut empfehlens-
wert, um einerseits die Effizienz, vor allem

aber auch die Fehlersicherheit der beste-
henden Kanzleiorganisation im Hinblick
auf den elektronischen Rechtsverkehr einer
eingehenden Überprüfung zu unterziehen.

Wolfgang Reinisch

■ Steuer-Index 2002. 50. Band. Von Kurt
Neuner / Pipin Neuner / Josef Popp /
Sebastian Tschiderer. Verlag Lexis-
Nexis ARD Orac, 627 Seiten, geb,
E 170,–.

Mit Wehmut liest man im Vorwort (auf
Seite III) die Einleitung „Einmal muss ein
Ende sein, das wir mit dem 50. Band fi-
xiert haben“. Die Jubelstimmung, die ein
Jubiläumsband doch eigentlich verbreiten
sollte, erfährt damit einen gehörigen
„Dämpfer“, der seinerseits nur durch den
Hinweis gemildert wird, dass sich der Ver-
lag entschlossen hat, den „Steuer-Index“
eigenständig zu gestalten und weiterzuver-
legen.

Die Autoren können sich dessen sicher
sein, dass der Dank, der ihnen nun entge-
gengebracht wird, kein in Routine erstarr-
ter ist. Allein der Umstand, dass Kurt
Neuner „von Anfang an dabei war“, also
alle 50 Bände betreute, ist ein derart
einmaliger und bewundernswürdiger Um-
stand, der jede Anerkennung zu einer auf-
rechten macht.

Angesichts des – durchaus berechtigten –
Rückblicks soll die Würdigung des Jubilä-
umsbandes nicht zu kurz kommen: Mit der
gewohnten Schnelligkeit, Prägnanz, Sorg-
falt und Zuverlässigkeit ist auch der
Jubiläumsband erschienen. Möge er zwar
eine Zäsur, aber keinen Schlusspunkt bil-
den.

Wolf-Dieter Arnold

■ Beck’scher Bilanz-Kommentar. Von
Berger/Ellott/Förschle/Hense. Verlag
Beck, München 2003. 2437 Seiten,
geb, E 178,–.

Der Beck’sche Bilanz-Kommentar ist den
deutschen Kollegen ähnlich ans Herz ge-
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wachsen wie den „juristischen Bilanzle-
sern“ hier zu Lande der Straube Band II,
ja er geht in der Ausführlichkeit seiner
Darstellung noch weit über diesen hinaus,
ohne jedoch bereits so auszuufern, dass
er mehrere Teilbände benötigen würde.
Auf 2437 Seiten werden die Hinter-
gründe zu den einzelnen Bilanzposten,
zur Gewinn- und Verlustrechnung, zur
Konzernrechnungslegung und zur Ab-
schlussprüferhaftung (§§ 238 bis 339
dHGB) vor dem Hintergrund deutschen
Schrifttums und Judikatur aus handels- und
steuerrechtlicher (!) Sicht profunde und
kompakt erläutert. Da die deutsche und
österreichische Rechtslage der Rechnungs-
legung einander stark ähneln, ist der
Beck’sche Bilanz-Kommentar als Zweit-
kommentar auch für den österreichischen
Anwalt interessant. Für den wissenshung-
rigen Recherchierenden werden dabei
auch die enthaltenen Literaturhinweise zur
Erschließung deutschen Schrifttums äu-
ßerst wertvoll sein. Darüber hinaus enthält
das zu besprechende Werk auch eine im-
plizite Kommentierung der IAS, weil die
wesentlichen Abweichungen derselben
von den handelsrechtlichen Vorschriften
jeweils in eigenen Subkapiteln bei den
einzelnen §§ beschrieben werden. Zahl-
reiche Schautafeln (etwa zu den Unterglie-
derungen „schwebender Geschäfte“) und
ein 172 Seiten starkes (!) Stichwortver-
zeichnis runden das Werk ab. Als
Wunsch für die nächste Auflage bleibt
lediglich eines, nämlich ein Vorstoß des
Kommentars auch in österreichisches
Schrifttum, auf dass der deutsch-österrei-
chische Austausch künftig nicht mehr weit-
gehend einseitig verlaufe. Mit der 5. Auf-
lage ging im Übrigen auch ein Heraus-
geberwechsel einher, die Mitbegründer
Budde und Clemm haben sich zurückge-
zogen und ihre Plätze im Herausgeber-
kleeblatt an Berger und Hense weiter-
gegeben, denen der Kommentar fortan
gemeinsam mit Förschle und Ellrott anver-
traut bleibt. Mögen sie uns weiterhin sol-
che Qualität liefern!

Franz Philipp Sutter

■ Fahndung durch Sicherheitsbehörden
und Sicherheitsorgane. Von Norbert
Leitner. Neuer Wissenschaftlicher Ver-
lag, Wien 2002, 206 Seiten, kart,
E 38,80.

Dem Autor ist es mit dem vorliegenden
Werk durchaus gelungen, einen interes-
santen Einblick in das Spektrum der Fahn-
dungsaufgaben der Sicherheitsbehörden
und deren Organe darzustellen. Obwohl
sich dieses Handbuch in erster Linie an
Praktiker der Polizei-, Justiz-, Finanz- und
Bezirksverwaltungsbehörden sowie an Be-
rufsgruppen, die mit der Verhinderung und
Aufklärung strafbarer Handlungen befasst
sind, richtet, stellt es auch für sonstige an
diesem Themenkreis interessierte Leser
eine hervorragende Lektüre dar. Das Werk
ist gut strukturiert und in einer leicht ver-
ständlichen Sprache geschrieben. Auch
bei der Darstellung der rechtlichen Rah-
menbedingungen der Fahndung wurde
vom Autor auf ein kompliziertes juristi-
sches Fachvokabular verzichtet. Zum bes-
seren Verständnis bringt der Autor lieber
Beispiele aus dem polizeilichen Alltag, so
unter anderem eine äußerst interessante
Beschreibung der Durchführung einer Raz-
zia.

Einführend erfolgt zunächst eine Begriffs-
definition der Fahndung sowie eine Be-
schreibung der polizeitaktischen Aspekte
der Fahndung. Die weiteren Kapitel be-
schäftigen sich mit den Fahndungsgrün-
den, mit Fahndungsanlässen, den Fahn-
dungsarten und mit den Zuständigkeiten
der Justiz-, Finanz- und Sicherheitsbehör-
den im Bereich der Fahndung.

Vom Autor selbst wurde das Hauptaugen-
merk auf das Kapitel „Methoden und Hilfs-
mittel der Fahndung“ gelegt. Sehr über-
sichtlich und äußerst detailliert werden in
diesem Kapitel die einzelnen Fahndungs-
methoden beschrieben, wobei diese vom
einfachen Abfragen im Fahndungscompu-
ter über die DNA-Analyse bis hin zu den
Fahndungsmethoden wie Lausch/Spä-
hangriff oder Rasterfahndung gegen die
organisierte Kriminalität reichen. Der Au-

tor verabsäumt es auch nicht, die interna-
tionalen bzw europäischen Dimensionen
der Fahndung (Schengen, Europol, Inter-
pol und die Zusammenarbeit mit internatio-
nalen Gerichten) in seinem Werk aufzu-
nehmen.
Zu kurz geraten ist meines Erachtens aber
gerade das für einen Juristen hochinteres-
sante dritte Kapitel, das die verfassungs-
rechtlichen Grundlagen beleuchtet. Der
Autor hätte sich meiner Meinung nach
noch viel ausführlicher und kritischer mit
der hochbrisanten Frage Grundrechte ver-
sus Fahndung auseinander setzen können.
Besonders positiv sei abschließend noch
das ausführliche Literaturverzeichnis sowie
die zahlreichen Quellenangaben erwähnt,
die den interessierten Leser auf vertiefende
Literatur aufmerksam machen.
Zusammenfassend kann gesagt werden,
dass es dem Autor mit diesem Buch sehr
gut gelungen ist, nicht nur ein hervorragen-
des Handbuch für mit dieser Thematik
befasste Praktiker zu verfassen, sondern
werden mit diesem Werk auch dem inte-
ressierten Laien höchst interessante Ein-
blicke in den Bereich der Fahndung vermit-
telt.

Alfred Pressl

■ Forum Selection in the Conflict of Laws.
Von Harald Stingl. Verlag Österreich,
Wien 2001, 252 Seiten, br, E 36,19.

Die Zunahme internationaler Transaktio-
nen führt zwangsläufig zu einem Anwach-
sen grenzüberschreitender Rechtsstreitig-
keiten. Es gibt kaum einen Vertrag mit in-
ternationalem Bezug, der nicht entweder
eine Schiedsklausel oder eine Gerichts-
standsvereinbarung enthält. Bei der Aus-
tragung grenzüberschreitender Konflikte
stellt die Auswahl des Gerichtsstandes
einen nicht unerheblichen taktischen Fak-
tor dar. Was aber, wenn eine Partei unter
Berufung auf eine Gerichtsstandsvereinba-
rung ein Gericht anruft und die andere
Partei die Ungültigkeit der Vereinbarung
einwendet? Wie ist vorzugehen, wenn die
Gerichtsstandsklausel nach dem Recht
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eines Staates gültig, nach dem eines ande-
ren Staates ungültig wäre? Welche Beur-
teilungskriterien sind hier heranzuziehen?

Der Autor nähert sich dem Problem, indem
er zunächst die Natur der Gerichtsstands-
vereinbarung untersucht. Der Dualismus
zwischen prozessualen und materiellen
Normen wird beleuchtet. Ehe es zu einer
Trennung von materiellem und Verfahrens-
recht gekommen war, hatte die römisch-
rechtliche actio, welche mit dem materiel-
len Klagsanspruch eine Einheit bildete, die
Rechtskonzepte in Kontinentaleuropa ge-
prägt. Etwa seit der Mitte des 19. Jahrhun-
derts unterscheidet man zwischen dem ma-
teriellen Anspruch und dem Verfahren als
Mittel zur Durchsetzung des Anspruches.
Während das anzuwendende materielle
Recht anhand der Kollisionsnormen ermit-
telt wird, war es lange und ist wohl auch
heute noch vorherrschende Meinung, dass
die verfahrensrechtlichen Fragen nach der
lex fori zu beurteilen sind. Kritisch hinter-
fragt der Autor, ob es sich bei einer Ge-
richtsstandsvereinbarung um eine rein pro-
zessuale Vereinbarung handelt und ob
nicht die Grenze zum materiellen Recht in
diesem Bereich verwischt ist. Er studiert da-
bei ausländische Literatur und Judikatur,
zieht Vergleiche zu fremden Rechtskreisen
und holt sich Anregungen und Argumente
aus internationalen Vereinbarungen.

Die Parallelitäten zu Schiedsgerichtsver-
einbarungen sind nicht zu übersehen, die
auftretenden Probleme sind großteils ident.
Es ist daher nahe liegend, derartige Ver-
einbarungen in die Untersuchung miteinzu-
beziehen und Grundsätze der Schiedsge-
richtsbarkeit auch auf Gerichtsstandsver-
einbarungen umzulegen. Diese Grund-
sätze wurden allerdings auf internationa-
lem Parkett und unter Einbeziehung mate-
riellrechtlicher Prinzipien entwickelt und
bedeuten daher nicht nur ein Abgehen von
einer strengen „lex fori“-Doktrin, sondern
auch eine Aufweichung der strikten Tren-
nung von materiellem und Verfahrens-
recht. Der Autor plädiert in seinem Buch
für eine derartige Öffnung und Aufge-
schlossenheit auch gegenüber Argumen-

ten und Aspekten, die nicht rein prozes-
sualer Natur sind.
Der Autor bietet nicht nur eine hervorra-
gende wissenschaftliche Aufarbeitung der
Problematik, das Buch ist auch in ausge-
zeichnetem Englisch verfasst. Die Lektüre
bietet eine gute Gelegenheit, seine
Sprachkenntnisse aufzufrischen.

Vera Noss

■ Forum Energierecht (3), 11. Deutsches
Atomrechtssymposium. Von Hans-Joa-
chim Koch / Alexander Roßnagel.
551, Verlag Nomos, Baden-Baden
2002, br, E 71,00.

Atom- oder Nuklearrecht ist in Österreich
in Folge des Fehlens von Kernkraftwerken –
ausgenommen dem Denkmal Zwenten-
dorf – mehr oder minder totes Recht.
Deutschland, welches seit Jahrzehnten
Atomkraftwerke betreibt und auch eine
funktionierende Atomindustrie besitzt, hat
ein durchaus lebendiges Atomrecht, wel-
ches aus dem Zusammenspiel von interna-
tionalen Verträgen, Europäischem Ge-
meinschaftsrecht (Euratom) sowie nationa-
lem Recht besteht. Die Themen dieses
hochrangig besetzten Symposiums widme-
ten sich den Fragen der Beendigung der
Kernenergienutzung, den Fragen der Si-
cherheitsgewährleistung sowie der Lage-
rung und des Transportes von Nuklear-
material. Von erheblicher Bedeutung sind
auch die verfassungsrechtlichen Fragen,
welche ausführlich dargelegt worden sind.
Die Republik Österreich versucht seit meh-
reren Jahren die Nachbarstaaten zu veran-
lassen, dass sie die friedliche Nutzung der
Atomenergie durch Betreiben von Kern-
kraftwerken beenden. Dass damit auch er-
hebliche rechtliche Probleme verbunden
sind, wird in der rechtlichen und politi-
schen Diskussion häufig unterschätzt. Es ist
nicht ausreichend, wenn der Betrieb eines
Kernkraftwerkes eingestellt wird, sondern
es müssen auch die Fragen der entspre-
chenden sicheren Lagerung und des allfäl-
ligen Transportes ebenfalls geregelt wer-
den. Die Darstellung dieser Fragen im

Zusammenspiel zwischen internationalem
supranationalem und nationalem Recht
wird in diesem Buch sehr deutlich aufge-
zeigt.
Dieses Buch ist eine gute Überblicksdar-
stellung des geltenden deutschen Atom-
rechts und ist überaus empfehlenswert.

Wolf-Georg Schärf

■ KFZ-Vertrieb neu, Praxishandbuch zur
Gruppenfreistellungs-Verordnung für
den Kfz-Sektor. Von Rainer Roniger /
Walburga Hemetsberger. Linde Ver-
lag. Wien 2003, 488 Seiten, geb,
E 78,–.

Wenige Monate nach In-Kraft-Treten der
Kfz-Gruppenfreistellungsverordnung am
1. 9. 2002 und wenige Monate vor
Ablauf der Anpassungsfrist der alten Kfz-
Vertriebsverträge am 30. 9. 2003 legen
Roniger und Hemetsberger das bisher um-
fangreichste österreichische Buch zum Kfz-
Vertrieb vor. Bei diesem „Praxishandbuch“
handelt es sich eigentlich um einen Kom-
mentar zur Kfz-GVO mit – wie bei Linde-
Büchern üblich – ausführlichen Materia-
lien. An Materialien findet sich neben dem
Text der alten und der neuen Kfz-GVO der
Leitfaden zur Kfz-Gruppenfreistellungsver-
ordnung, der Text der vertikalen Gruppen-
freistellungsverordnung, die Bekanntma-
chung der Kommission über die Definition
des relevanten Marktes und über Verein-
barungen von geringer Bedeutung sowie
die relevanten rechtlichen Bestimmungen
des EG-Vertrages, des österreichischen
und deutschen Kartellrechts. Das Buch be-
ginnt mit einer Einführung der Autoren, in
der ein Überblick über die neue Kfz-GVO,
der eine für den Praktiker sehr nützliche
Checkliste für die Anwendbarkeit der Re-
gelungen der Kfz-GVO enthält, die einen
raschen und guten Überblick über die rele-
vanten Bestimmungen gibt. Ebenso sehr
benutzerfreundlich ist die Kommentierung
der Kfz-GVO aufgebaut, die am Beginn je-
des Artikels der Kfz-GVO auf die bezugha-
benden Erwägungsgründe der Kfz-GVO,
auf die entsprechenden Fragen im Leitfa-
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den zur Kfz-GVO der Kommission, auf die
entsprechenden Bestimmungen der vertika-
len Gruppenfreistellungsverordnungen und
die entsprechenden Hinweise in den Leit-
linien für vertikale Beschränkungen ver-
weisen. Die Kommentierung versucht, in
knapper Form die wesentlichsten Aspekte
der neuen Kfz-GVO hervorzuheben, sie
übersieht aber nicht für manche Wirt-
schaftszweige so bedeutende Details wie
zB, dass die Kfz-GVO unerwarteter Weise
auch Schmieröle umfasst. Sehr hilfreich ist
auch die Synopse im Anschluss an den
Kommentar, die in einer Tabelle die Be-
stimmungen der neuen Kfz-GVO denen
der alten Kfz-GVO, dem Leitfaden der ver-
tikalen GVO und den Leitlinien über die
Vertikalbeschränkung gegenüberstellt.
Zusammenfassend ist es sehr erfreulich,
dass Roniger/Hemetsberger – insbeson-
dere als mit Arbeit sicher genug ausgelas-
tete Kollegen – sich die Mühe gemacht
haben, ein nützliches Werk zum Kfz-Ver-
trieb zu verfassen. Es bleibt zu hoffen,
dass den Autoren diese Motivation nicht
verloren geht, denn österreichische Litera-
tur in diesem Bereich ist bislang äußerst
spärlich und Themenbereiche wie zB die zi-
vilrechtlichen Auswirkungen von Gruppen-
freistellungsverordnungen warten schon
lange auf eine ausführliche zusammenhän-
gende Darstellung.

Dieter Hauck / Rainer Knyrim

■ Arbeitsrecht. Individualarbeitsrecht,Kol-
lektives Arbeitsrecht. Von Peter Jabor-
negg / Reinhard Resch / Rudolf
Strasser. Verlag Manz, Wien 2003,
XXXII, 390 Seiten, br, E 46,00.

Das Anfang 2003 bei Manz erschienene
Rechtstaschenbuch von Jabornegg, Resch
und Strasser zum Thema Arbeitsrecht be-
handelt knapp und prägnant sowohl das
Inidividualarbeitsrecht als auch das kollek-
tive Arbeitsrecht in systematischer Darstel-
lung. Das übersichtlich gegliederte und mit
benutzerfreundlichen Randziffern verse-
hene Werk umfasst das gesamte komplexe
Rechtsgebiet und bietet einen hervorragen-

den Leitfaden und Orientierungsbehelf für
die Praxis, der auf dem neuesten Stand ist
(vgl etwa Rz 380 zur Abfertigung für
Arbeitsverhältnisse mit Arbeitsbeginn ab
1. 1. 2003 nach dem BMVG) und in dem
auch internationale Abkommen und supra-
nationale Rechtsaspekte Berücksichtigung
finden (zB Rz 913 zu den internationalen
Abkommen im Zusammenhang mit dem
Berufsverbandsrecht oder Rz 1258ff zur
Europäischen Betriebsverfassung). Das
Format des Buches lässt es auch tatsäch-
lich als echtes Rechtstaschenbuch (zB als
handlicher Begleiter bei arbeitsgerichtli-
chen Verhandlungen) geeignet erschei-
nen.

Ein konzis gefasstes Inhaltsverzeichnis am
Anfang des Werkes und ein umfassendes
Stichwortverzeichnis am Ende des Buches
ermöglichen das rasche Auffinden der ein-
zelnen Themenbereiche. Sehr praktisch für
den Leser ist aus meiner Sicht auch die
(bereits im Vorwort des Buches hervorge-
hobene) direkte Einarbeitung der verwen-
deten Zitate in den Text unter Verzicht auf
Fußnoten, wodurch die unmittelbare Über-
prüfung der Quellen vermieden wird.

Zu einigen wichtigen und großteils im Be-
reich der Judikatur entwickelten spezifi-
schen Rechtsinstituten des Arbeitsrechts
wie etwa dem arbeitsrechtlichen Gleichbe-
handlungsgrundsatz (Rz 529, 533ff) und
der betrieblichen Übung (Rz 374f) wären
nähere explizite Judikaturzitate freilich auf-
schlussreich, doch enthält auch diesbezüg-
lich das Werk immerhin die wesentlichen
Verweise auf entsprechende Fundstellen
(so zB in Rz 535 den Hinweis auf die bei
Strasser, Betriebspension und Gleichbe-
handlung, zitierte Judikatur zum arbeits-
rechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz),
was den Anforderungen an ein Rechts-
taschenbuch als Nachschlagewerk und
den Zielsetzungen eines solchen Genüge
tut. Selbst Alternativen zu den von den
Autoren vertretenen Ansichten (wie etwa
Tomandls Deutung der betrieblichen
Übung als Auslobung, vgl Rz 375) finden
in dem Werk trotz seiner Knappheit be-
merkenswerte Erwähnung.

Kleinere sprachliche und orthographische
Merkwürdigkeiten (Rz 112: „dieser“ statt
„der“ oder „welcher“; Rz 913, Punkt 3:
„Internationeln“ statt „Internationalen“) fal-
len dabei nicht weiter ins Gewicht.

Von geradezu idealer Aktualität für Öster-
reich ist das (im Vergleich zu den anderen
Abschnitten des Buchs ausführlich gestal-
tete) Kapitel zum Arbeitskampfrecht. In
diesem wird zur viel umstrittenen Frage
der Legitimität des Arbeitskampfes und der
Streikteilnahme sowie der sich daran an-
knüpfenden Rechtsfolgen mit einer interes-
santen, von der herrschenden Meinung
abweichenden, Position der Autoren (unter
Differenzierung der rechtlichen Beurteilung
der Gesamtaktion eines Streiks und der
rechtlichen Beurteilung der individuellen
Arbeitskampfteilnahme) Stellung bezogen.
Aus methodischer Sicht geradezu hervor-
ragend erscheint dabei die induktive Ge-
winnung des „Grundsatzes der Neutralität
des Staates gegenüber kampfweisen Aus-
einandersetzungen im Arbeitsleben“, wel-
chen die Autoren ebenso origineller wie
sorgfältiger und detaillierter Weise aus
einzelnen Bestimmungen des AIVG, des
AMFG, des AuslBG und des AÜG ableiten
(Rz 1036), während sie den von Manchen
als Nachweis der Legitimität von Arbeits-
kämpfen ins Treffen geführten Argumenta-
tionen aus dem internationalen Abkom-
men der Europäischen Sozialcharta (Art 5
und 6, insb Art 6 Z 4) mit dem insofern
wesentlichen Hinweis auf den ausdrücklich
erklärten Vorbehalt Österreichs und auf
das Erfordernis einer speziellen Transfor-
mation trefflich begegnen (Rz 1037 und
Rz 913). Sowohl die induktive Ableitung
aus diversen Einzelnormen als auch die
Auseinandersetzung mit den einschlägi-
gen internationalen Abkommen und ihrer
Geltung, aber auch mit verfassungsrechtli-
chen Grundlagen wie Art 12 StGG und
Art 11 MRK (Rz 907ff) sowie (besonders
interessant, wenn auch etwas weniger ver-
tiefend behandelt) Art 18 Abs 5 B-VG und
(zumindest in einem Satz erwähnt) Art 5
und 6 StGG (Rz 1035) erweisen die
besondere Fundiertheit des von den Auto-
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ren eingenommenen Standpunktes des
„Grundsatzes der Neutralität des Staates“
gegenüber Streikhandlungen und gehen
inhaltlich über den Standard eines Hand-
buchs weit hinaus.

In summa lässt sich sagen, dass es dem
Werk bestens gelungen ist, das durch
große Regelungsdichte und Rechtsquellen-
vielzahl leider teilweise unübersichtlich ge-
wordene Gebiet des Arbeitsrechtes kom-
pakt und prägnant darzustellen, und dass
es solcherart einen wahren Gewinn für
jeden Freund und Anwender des Arbeits-
rechts darstellt – sei es als praktischer Pro-
zessbegleiter im Taschenbuchformat, als
Nachschlagewerk in der Fachbibliothek
oder als informatives Lesebuch über den
aktuellen Stand des österreichischen Ar-
beitsrechts.

Adrian Hollaender

■ Der Begriff der Diensterfindung und an-
grenzende Rechtsfragen. Von Georg
Reitböck. Österreichische Schriftenreihe
zum gewerblichen Rechtsschutz, Urhe-
ber- und Medienrecht (ÖSGRUM), hrsg
von Robert Dittrich, Manz Verlag, Wien
2003, 156 Seiten, br, E 44,–.

Die große Mehrzahl aller Erfindungen
wird heute von Dienstnehmern gemacht.
Erfindungsrecht ist daher heute in hohem
Ausmaß Arbeitsrecht. Reitböck widmet
sich in seiner nun veröffentlichten Disserta-
tion diesem Spannungsverhältnis zwischen
Patentrecht und Arbeitsrecht.

Nach einer einleitenden Darstellung der
theoretischen Grundlagen des Diensterfin-
dungsrechts und einer kompakten Zusam-
menfassung der österreichischen Dienster-
findungsbestimmungen (§§ 6–19 PatG)
werden die einzelnen Tatbestandmerk-
male des Begriffs der Diensterfindung (§ 7
Abs 3 PatG) umfassend behandelt. Dabei
geht der Autor auch auf angrenzende
Themen ein, wie zB technische Verbesse-
rungsvorschläge oder die Erfindungen von
Gesellschaftern oder AG-Vorstandsmitglie-
dern. Überdies erörtert er ausführlich Fra-

gen der Erfindermehrheit und die recht-
liche Behandlung „freier“ Erfindungen.
Der Band bildet eine Bereicherung der in
Österreich bislang nur recht spärlichen Li-
teratur zum Patentrecht. Er darf insb Unter-
nehmen mit ausgeprägter Forschung und
Entwicklung empfohlen werden.

Reinhard Schanda

■ Wege und Zweige – Betrachtungen zu
Ernst Jünger, Friedrich Georg Jünger,
Martin Heidegger, Gottfried Benn, Carl
Schmitt, Erhart Kästner und Armin
Mohler. Von Michael E. Sallinger. Stu-
dien Verlag, Innsbruck-Wien-München-
Bozen 2002. 183 Seiten, br, E 19,–.

Literatur und Jurisprudenz verbindet seit
jeher eine natürliche Wesensverwandt-
schaft, was vor allem damit zu tun hat,
dass beiden dasselbe Instrument zu Eigen
ist, mit dem sie die Realität bewältigen –
die Sprache. Insofern verwundert es auch
nicht, dass es gerade unter den Juristen im-
mer wieder auch bemerkenswerte literari-
sche Talente gibt. Zu diesen Talenten ist
unbestreitbar der Innsbrucker Rechtsan-
walt Michael E. Sallinger zu zählen, der
sich bislang vor allem als Autor hochwerti-
ger juristischer Publikationen sowie als
Mitherausgeber der Reihe „Tiroler Landes-
recht“ in Fachkreisen einen hervorragen-
den Namen gemacht hat. Was indessen
nur wenigen bekannt sein dürfte, ist der
Umstand, dass Michael E. Sallinger auch
zahlreiche kulturhistorische Beiträge veröf-
fentlicht hat, deren zentrales Thema die
„deutsche Erfahrung des zwanzigsten
Jahrhunderts“ ist, wobei mit Nachdruck
angemerkt sei, dass mit dem Adjektiv
„deutsch“ ausschließlich ein Kulturkreis
und nicht etwa eine Nation oder gar eine
politische Ideologie angesprochen wird.
Mit „Wege und Zweige“ legt Michael
E. Sallinger nunmehr erstmals eine Samm-
lung von zwölf Aufsätzen vor, die in den
Jahren zwischen 1993 und 2002 entstan-
den sind und die sich von einem ganz per-
sönlichen Standpunkt des Autors aus mit
literarischen Persönlichkeiten befassen, de-

ren Leben und Werk in gewisser Weise als
programmatisch für die Erfahrungen mit
der und die Möglichkeiten des Widerstan-
des gegen die Diktatur angesehen werden
kann. Ergänzt werden diese im weitesten
Sinne biografischen Portraits, die zu einem
gewissen Teil auch autobiografischen In-
haltes sind, als sie ureigene Lese- und
Erfahrungsberichte des Autors mit dem
Werk der von ihm Portraitierten wiederge-
ben, durch 100 Aphorismen, die durch
ihre sprachliche Brillanz und Pointiertheit
ebenso beeindrucken wie sie unterhal-
ten.

Der Titel des Buches ist vom Autor nicht zu-
fällig gewählt. Er ist in Anlehnung an Ernst
Jüngers 1934 erschienenes Werk „Blätter
und Steine“ entstanden, ein Buch, in dem
Vieles bereits vorhergesehen und voraus-
gesagt wurde, was durch den nachfolgen-
den Totalitarismus bittere Wirklichkeit wer-
den sollte. Um Ernst Jünger (1895–1998),
der ua als Überwinder des „heroischen
Nihilismus“ in die Literaturgeschichte ein-
gegangen ist, die Bedeutung seines Wer-
kes und seines Wirkens, geht es zudem
(sei es nun unmittelbar oder lediglich mit-
telbar) auch in der Mehrzahl der weiteren
Beiträge. Dabei zeigt Michael E. Sallinger
nicht nur auf, dass es sich bei Ernst Jünger
um einen Autor handelt, der nachgerade
unserer Generation (wieder) viel zu sagen
hat, er räumt vor allem auch mit den Vorur-
teilen und Missverständnissen auf, die in
unvermindeter Vehemenz weiter transpor-
tiert werden und noch immer den Blick auf
sein monumentales Werk verstellen. Ernst
Jüngers charismatische Gestalt ist auch
das einende geistige Band, das die des
Weiteren vorgestellten Schriftsteller, Philo-
sophen und Staatsdenker miteinander
verbindet. So war beispielsweise Armin
Mohler (1920), in der Schweiz geborener,
an der Universität Innsbruck habilitierter
Politikwissenschaftler und Verfasser der
Monografie „Die konservative Revolution
in Deutschland“, die trotz ihres Alters nach
wie vor als das Standardwerk des politi-
schen Geisteslebens im Deutschland der
Zwischenkriegszeit gilt, einige Jahre Ernst
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Jüngers „secretarius“, bevor er sich mit
diesem überwarf. Zwischen dem ideolo-
gisch zwar umstrittenen, aus der Entwick-
lung des modernen Staatsdenkens nichts-
destoweniger nicht wegzudenkenden, be-
deutenden Staatsrechtslehrer Carl Schmitt
(1888–1985) und Ernst Jünger fand über
Jahrzehnte hinweg ein reger brieflicher
und persönlicher Gedankenaustausch
statt. Dem Arzt und Lyriker Gottfried Benn
(1886–1956) und dem Philosophen
Martin Heidegger (1889–1976) war
Ernst Jünger bis zu deren Tod durch ein
respektvolles freundschaftliches Band ver-
bunden. Mit Erhart Kästner (1904–1974)
hat er die Fronterfahrung im Krieg, die
Liebe zur Literatur und – vor allem – das
Faszinosum der Philosophie Heideggers
gemein. Der viel geliebte Bruder schließ-
lich, Friedrich Georg Jünger (1898–
1977), war ebenfalls Schriftsteller, wie
viele meinen, zumindest ebenso, wenn

nicht sogar noch höher begabt als sein
berühmtes Vorbild, mag er auch nie des-
sen Popularität erlangt haben.
Michael E. Sallinger nähert sich den von
ihm skizzierten Persönlichkeiten sehr be-
hutsam, mit großem Einfühlungsvermögen
und ungeheuerer Kenntnis sowohl der in-
neren als auch äußeren Zusammenhänge,
gleichermaßen distanziert wie fasziniert
an, wodurch es ihm gelingt, den Schleier
der sie seit jeher umgebenden Aura einer-
seits etwas zu heben und andererseits
doch zu bewahren – der Begriff der „subti-
len Jagden“ drängt sich auf, um den Titel
eines Werkes Ernst Jüngers zu zitieren. Er
erweckt eine bereits untergegangene, fast
schon vergessene Welt, in der das be-
wusst gedachte und geschriebene Wort
noch als höchste und bedeutendste Aus-
drucksform menschlicher und sozialer Exis-
tenz geschätzt und betrieben wurde, zu
neuem Leben. Die feinsinnige Art der

Beschreibung, die klare, präzise und doch
ausdrucksstarke Sprache, der wissende
Blick für das Wesentliche, die Fähigkeit,
mit wenigen, dafür gezielt gesetzten Pin-
selstrichen den Kern eines Lebensentwurfes
zu erfassen, die Dichte der erzeugten
Atmosphäre, alles das macht das vorlie-
gende Buch zu einem kleinen Meisterwerk
biografischer Prosa. Es ist ein engagierter
Brückenschlag zwischen einer Zeit, in der
Literatur vor allem auch als Methode und
Form offener, kritischer geistiger Auseinan-
dersetzung mit den äußeren, insbesondere
politischen Bedingungen des eigenen
Seins verstanden wurde und einer an einer
wirklich gehaltvollen Diskursen über die
allgemeine Befindlichkeit der Gesellschaft
arm gewordenen Gegenwart. Nicht nur
aus diesem Grund kann die Lektüre dieses
exzellenten Buches mit allem Nachdruck
empfohlen werden.

Thomas E. Walzel von Wiesentreu

Rechberger (Hrsg)
Die vollstreckbare Urkunde
– Chancen und Risiken
einer vereinfachten Rechts-

durchsetzung

Mit dem vorliegenden Sam-
melband liegt seit längerem
wieder eine Publikation über
den Beitrag des Notaren-
standes zur vereinfachten
Rechtsdurchsetzung vor. 
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• Entwicklungsgeschichte

der vollstreckbaren
Urkunde

• Systemvergleich zwischen dt. und österr.
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• aktuelle Situation des vollstreckbaren
Notariatsakts in der österr. Rechtswirklichkeit

• Vollstreckung und Freizügigkeit von notariellen
Urkunden in der EU

• Internationale Durchsetzung der vollstreckba-
ren Urkunde

• Beweiskraft und Vollstreckbarkeit des
Notariatsakts

2002. LBI Bd. XXV. VIII, 102 Seiten. Br. EUR 24,80 
ISBN 3-214-15737-X
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (BG I und BG-HS Nähe), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, e-mail: scheimpflug@aon.at

■
RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, e-mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

■
RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■
RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluss
(0662) 84 08 15, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Telefon (01) 512 66 82, Telefax (01) 513 94 50-20, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen
die Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther
Reiffenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Lugeck 7.

Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.
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RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, e-mail: office.
wuerzl@chello.at

■

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

■

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.

Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, e-mail: claudia.patleych@aon.at

■

Substitutionen aller Art übernimmt RA Mag. Judith Eisenberg-
Mirecki, 1030 Wien, Reisnerstraße 25, Telefon (01) 714 82 44,
Mobil I (0699) 1063 19 00, Mobil II (0699) 1162 54 64; durch-
gehend erreichbar.

■

Wien – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 1010 Wien, Kärntner
Straße 12, übernimmt Substitutionen aller Art in Wien und Umge-
bung.

Telefon (01) 512 66 55-21, Telefax (01) 512 66 55-10, Mobil
(durchgehend erreichbar) (0664) 420 12 80.

■

RA Dr. Marcella Zauner-Grois, 1130 Wien, Am Platz 5, über-
nimmt Substitutionen – auch Verfahrenshilfe in Strafsachen – in
Wien und Umgebung, insb BG Hietzing, Meidling, Fünfhaus,
Liesing, Mödling und Purkersdorf.

Telefon (01) 876 54 21, Telefax (01) 877 59 11.

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzü-
gen) vor den Gerichten in Wr. Neustadt, sowie vor den Bezirksge-
richten Baden, Pottenstein, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz
und Mürzzuschlag.

Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1130 Wien, Fleschgasse 34,
übernimmt Substitutionen in Wien und Umgebung.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664)
441 55 33.

■

Vorarlberg: Substitutionen vor dem LG Feldkirch sowie vor den
BG Bregenz, Bezau, Dornbirn, Feldkirch, Bludenz und Montafon
übernimmt RA Dr. Martin Sam, LL.M. (DUK), 6700 Bludenz, Mühl-
gasse 19, Telefon (05552) 305 01 und (0699) 114 065 69, Tele-
fax (05552) 305 19, e-mail: office@samart.at

■

RA Mag. Franz Karl Juraczka, 1040 Wien, Rainergasse 3, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe
und Rechtsmittel).

Telefon (01) 503 68 74, Telefax (01) 503 68 74-11.

■

RA Dr. Manfred Winkler, 1030 Wien, Henslerstraße 3/Ecke Gi-
gergasse (100 Meter vom neuen Justizzentrum Wien-Mitte ent-
fernt), übernimmt gerne Substitutionen bei allen dort befindlichen
Gerichten (Handelsgericht, BG f Handelssachen und BG Innere
Stadt Wien).

Telefon (01) 710 79 19, Telefax (01) 710 79 19-19.

■

Italien: RA Dr. Ulrike Christine Walter, Hahngasse 25,
1090 Wien, und Via A. Diaz 3, 34170 Görz, Italien, steht öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staatenüber-
greifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.

Telefon (01) 319 25 25, Telefax (01) 319 65 91, Mobil (0664)
253 45 16, e-mail: u.c.walter@aon.at

■

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substitu-
tion. Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltlichen
Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert!

Rechtsanwalt István Cocron, Franz-Joseph-Straße 11, 80801 Mün-
chen, Telefon (0049-89) 38 83 70-0, Telefax (0049-89)
38 83 70-10.
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steht Kollegen in allen amerikanischen Rechtsangelegenheiten
gerne beratend und für Vertretungen zur Verfügung.

1010 Wien, Seilergasse 9, Telefon (01) 512 62 20, Telefax (01)
512 62 21, Mobil (0699) 192 418 29.

■

Dr. jur. sucht Heimarbeit (zB Schriftsätze konzipieren, Heraus-
suchen von Entscheidungen aus der Rechtsdatenbank).

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100684.

Mittelgroße Rechtsanwalts-Partnerschaft in 1010 Wien mit Schwer-
punkt Wirtschaftsrecht/Immobilienrecht sucht junge/n eingetra-
gene/n Kollegen/in mit insolvenzrechtlicher Praxis zur Erweite-
rung der Tätigkeit der Kanzlei in Insolvenzsachen.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100686.

■

Wiener Wirtschaftskanzlei sucht Kollegen/in zur Zusammenarbeit
und bietet Räumlichkeiten mit Netzwerk-Infrastruktur zur Benüt-
zung. Kooperation und spätere enge Zusammenarbeit sind
erwünscht.

Zuschriften bitte an Brand Lang Rechtsanwälte OEG, 1090 Wien,
Maria-Theresien-Straße 9.

■

Junge Wirtschaftskanzlei bietet KollegIn adaptiertes Zimmer in
Untermiete und Möglichkeit der Mitbenützung der Infrastruktur in
repräsentativen Kanzleiräumlichkeiten in der Wiener Innenstadt.

Telefon (0676) 331 79 50.

■

Kanzlei in Wien (3. Bezirk, Nähe Justizzentrum) bietet neu adap-
tierte Räumlichkeiten zur Mitbenützung.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100685.

■

Biete Junganwalt bzw Junganwältin zwei Räume (ca 40 m2) zu
geringem Entgelt in 1040 Wien als Kanzlei-„Startmöglichkeit“.

Anrufe erbeten unter Telefon (01) 505 72 04-0 oder (01)
505 72 05-0.

Nachfolger für moderne, etablierte Kanzlei in Bregenz mit Wirt-
schaftsschwerpunkt zu guten Bedingungen gesucht.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100676.

Wir, eine in Wien ansässige Rechtsanwaltskanzlei, kaufen Kanz-
leien, auch mit Sitz außerhalb von Wien.
Angebote bitte an den Verlag unter Chiffre: Kauf, A-100670.

■

1060, Fillgradergasse, Büro, 204 m2 mit großer Hofterrasse,
Hochparterre, im gepflegten Haus zu vermieten. Verkehrsgünstig,
U-Bahnnähe, Parkplatz im Haus, Zentralheizung, alle Anschlüsse.
Nettomiete: (inkl BK + HK: 9,–/m2) Parkplatz: E 72,–, jeweils plus
USt.
Telefon (01) 588 10-16 oder 15.

■

Aktenaufbewahrung/Aktenvernichtung: Übernehmen Abholung,
Zuordnung, Archivierung und Vernichtung von Akten in moderner,
einbruchsicherer Halle, Excel-Erfassung möglich, Zustellung archi-
vierter Akten binnen 48 Werkstunden. Absolute Vertraulichkeit
durch unseren Gesellschafter Dr. Walter Anzböck, RA, Tulln,
garantiert.
AMW Anzböck Aktenlogistik GmbH, Telefon (02265) 612 34
oder Dr. Anzböck (02272) 616 00-31.

■

Allgemein gerichtlich beeideter und zertifizierter Sachverständiger
für Briefmarken, Arnold Goller, Laas 14, 9640 Kötschach-Mau-
then, übernimmt ab sofort Aufträge für Schätzungen, Beratungen,
Gutachten usw.
Telefon (0664) 911 01 74.

■

Zur Prüfung richtig steuern – Steuerberatungskanzlei bietet Lern-
gruppen von KonzipientInnen kleinen Kurs zum steuerlichen Teil
der Anwaltsprüfung.
Alles Nähere – Info: Telefon (01) 523 33 59-11 (Fr. Plachy) oder
e-mail: trendl@steuerinfo.at – Betreff: Anwaltsprüfung und Steuer
(Retourinfomail folgt).

■

Gold- und Uhrenfirma kauft laufend Ware aus Konkurs, Erbschaft
etc, HELVETIA-INTERNATIONAL, 1020 Wien, Taborstraße 36,
Kontakt über Telefax (01) 216 56 08.

■

Geben Sie Ihren Räumen ein besonders attraktives Flair. Kunst
unterstreicht Ihre Persönlichkeit und erzeugt Atmosphäre. Ener-
getische Acrylmalerei auf Leinwand. Details siehe Homepage:
www.newmediaartgallery.com
Besichtigung und Ankauf: Esslinggasse 17, 1010 Wien, nach tele-
fonischer Vereinbarung: (0664) 42 66 32.




